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In mehreren deut- x 
_ schen Städten sind 
am 1. Mai Tausende 
Menschen gegen Neonazi- 
Aufmärsche auf die Stra- 
Ben gegangen. 
In Schweinfurt waren es 
mindestens 5000 Bürger, 
in Berlin ebenfalls mehre- 
re Tausend, in Rostock ei- 
nige Hundert. Ebenso in 
Solingen. Hier richtete sich ; 
der Protest gegen eine 
Pro NRW-Kundgebung so- 
wie einen gleichzeitigen 
Aufmarsch der NPD. 
Foto: Solingen, 
von Karin Richert 


Braunes Kurzgastspiel im bunten 
Solingen 
„Braunes Kurzgastspiel im bunten Solin- 
gen” — So beschreibt das Solinger Tage- 
blatt passenderweise die Veranstaltungen 
der rechtsextremen Gruppierungen “Pro 
NRW” und NPD am 1. Mai in Solingen. 
Denn sowohl bei der Abschlusskundge- 
bung zum Landtagswahlkampf von „Pro 
NRW” in der Solinger Innenstadt als 
auch die versuchte Kundgebung der NPD 
in Solingen-Ohligs konnte nur durch zu- 
gereiste rechte Sympathisanten auf die 
Beine gestellt werden. So musste „Pro 
NRW” mit einem Bus die maximal 50 
Anhänger ankarren, ohne die es niemals 
eine Kundgebung gegeben hätte. 
Stattdessen zogen die Solingerinnen 
und Solinger lieber zur Gegenkundgebung 
des Bündnisses „Bunt statt Braun“ in 
Sicht- und Hörweite der „Pro NRW“- 
Kundgebung. Ein sehr buntes Programm 
u.a. mit Klaus dem Geiger, Freifall, Lex 
Alex Contrax und den Bobcats motivierte 
im Laufe des Tages bis zu 1.000 Men- 
schen friedlich für ein tolerantes und welt- 
offenes Solingen zu demonstrieren. Zu- 
sätzlich solidarisierten sich die Teilnehmer 
der DGB-Kundgebung mit dem bunten 
Bündnis. www. solingen-ist-bunt.de 


Aus dem Inhalt: 
Keine Nazi-Immobilie in 


Forstenried .....socecs00 00.7 
Protest bei DHL- 
Hauptversammlung ..........8 


Blockaden in Berlin 


In Berlin schien es für die Rechtsextre- 
men zunächt erneut ein Desaster zu ge- 


ben. Dort wollten eigentlich 3000 
Rechtsextreme marschieren, am Vormit- 
tag waren nach Polizeiangaben 36 Neo- 
nazis am Treffpunkt. Hunderte Neonazis 
sollten sich aber noch auf der Anreise be- 
finden, etwa 300 stiegen aus der S-Bahn 
aus und liefen Richtung Ku-Damm, die 
Polizei stellte sich ihnen entgegen, 250 
Rechtsextreme wurden in Gewahrsam 
genommen, ihnen wird Medienberichten 
zufolge schwerer Landfriedensbruch vor- 
geworfen. Zudem liefen rund 250 Neona- 
zis unangemeldet durch die Stadt, sie 
wurden in Gewahrsam genommen, weil 
sie Passanten angepöbelt und die Polizei 
mit Flaschen und Steinen beworfen hat- 
ten. Unter ihnen sollen mehrere NPD- 
Funktionäre gewesen sein. 

Im Stadtteil Prenzlauer Berg 
blockierten Tausende Menschen 
die geplante Demonstrationsroute 
der Neonazis. Die Veranstalter 
sprachen von mehr als 10.000 
Menschen, die in dem Stadtteil un- 
terwegs waren. 

Am Nachmittag konnte dann ein 
Neonazi-Zug losmarschieren, der 
SPD-Politiker Thierse setzte sich 
vor den Rechtsextremen auf die 


Bundestagsvize Thierse bei einer 
Blockade in Berlin. (Quelle: 
twitpic.com/photos/othertimes) 
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Straße. An dem Aufmarsch der Neonazis 
nahmen nach Medienberichten etwa 500 
Personen teil. Nach 800 Metern in Mäu- 
seschritten war aber wieder Schluss — und 
die Polizei schickt die Nazis wieder zu- 
rück auf Start. Gegen 17.00 Uhr wurde 
die Veranstaltung dann aufgelöst. 


1. Mai in Rostock 


In Rostock konnte die NPD mit etwa 400 
Anhängern weitestgehend ungehindert 
laufen, zuvor hatten Demonstranten ver- 
sucht, die Strecke zu blockieren, die Rou- 
te wurde aber kurzerhand — oder mögli- 
cherweise schon im Vorfeld — abgeändert. 
Einene Redebeitrag hielt unter anderen 
der NPD-Fraktionschef Udo Pastörs, der 
am 6. Mai in Saarbrücken wegen Volks- 
verhetzung vor Gericht stehen wird. Nach 
Angaben der Ostseezeitung versuchten 
einige Neonazis durch die Polizeiketten 
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Kundgebung für Wilders in 
Berlin 


BERLIN. Etwa 50 bis 80 Personen, so nie- 
derländische Zeitungen, nahmen am 
Samstag, den 17. April, an einer Kundge- 
bung unter dem Motto „Meinungsfreiheit 
ist ein Grundrecht — Solidarität mit Geert 
Wilders“ — vor der Niederländischen Bot- 
schaft in Berlin teil. Zu der Solidaritäts- 
aktion mit dem niederländischen Rechts- 
ausleger aufgerufen hatten die sog. „Bür- 
gerbewegung Pax Europa e.V.“ (BPE) 
und die Berliner Anhänger des islamo- 
phoben Webblogs „PI-News“. Eine Dele- 
gation der „International Civil Liberties 
Alliance“ (ICLA) und der „English De- 
fence League“ (EDL) nahmen an der 
Kundgebung teil, auf der zahlreiche is- 
raelische und deutsche Fahnen zu sehen 
waren. Als Redner traten führende Berli- 
ner BPE-Vertreter, darunter der unlängst 
aus der CDU ausgetretene Rene Stadtke- 
witz, auf. Auch der Gründer des „PI“- 
Webblogs, Stefan Herre aus Bergisch- 
Gladbach, hielt ein kurzes Grußwort, in 
dem er an die Niederländer appellierte, 
den derzeit stattfindenden Prozess gegen 
Wiilders zu beenden und diesen stattdes- 
sen bei der nächsten Wahl zum Minister- 
präsidenten zu wählen. Die Teilnehmer 
der ohne Gegenproteste durchgeführten 
Kundgebung zeigten sich weitestgehend 
zufrieden. Ein eigens aus Köln angereis- 
ter Teilnehmer, so „PI-News“, äußerte: 
„Wir sind die Generation von 1968, revo- 
lutionär, allerdings konservativ“. hmai 


Zwielichtige Berater 


MÖNCHENGLADBACH. Erwerbslose in 
Mönchengladbach erhalten in letzter Zeit 
merkwürdige Werbeflugblätter. Eine 
„Bürgerwehr für Grundrechte“ (BWG) 
mit Sitz im Stadtteil Rheydt bietet eine 
„ehrenamtliche“ Beratung in Sache 
ARGE-Leistungen an, was ja an sich 
nicht Schlechtes darstellt. Allerdings er- 
wartet die BWG dafür eine „angemessene 
Spende nach Selbsteinschätzung“, wobei 
man von einem „Richtwert“ von 10 Euro 
(!) ausgehe. Darüber hinaus führt die omi- 
nöse Gruppe in den Stadtteilen Gladbach 
und Rheydt „Montagsdemonstrationen“ 
durch. 

Abgesehen davon, dass die BWG nicht 
unbedingt einen kompetenten Eindruck in 
Sachen ALG2-Beratung macht, sollten 
spätestens die Verlinkungen auf deren 
Webseite stutzig machen. So finden sich 
hier u.a. Verweise zum extrem rechten 
Webportal „Altermedia“ und zum 
„Reichsamt im Volks- und Heimatstaat 
Deutsches Reich“. Einer der als Kontakt 
zur BWG angegebenen Personen ent- 
puppt sich bei näherer Betrachtung gar als 
„Generalfeldmarschall“. Niklaus von Flüe 
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Rimpler (52) trägt die Funktionsbezeich- 
nung „Der Generalfeldmarschall Staat 
Preussen“, kurz „GFM Rimpler“. 2006 
habe Rimpler beschlossen, wie es auf des- 
sen Webseite heißt, „nach eingehender 
Sichtung bereits im Umlauf befindlicher 
Konzepte wie unter anderem die „Kom- 
missarischen Reichsbewegungen“ und 
ähnliche Bestrebungen, die Angelegen- 
heiten von Grund auf anzugehen“. Die 
„bisher bestehenden Konzepte in Bezug 
auf das Deutsche Reich“ erwiesen sich 
„als fehlerhaft und wenig durchsetzungs- 
orientiert“. Daher habe Rimpler nun die 
Funktion als „Generalfeldmarschall“ ge- 
wählt, um „die volle Handlungsfähigkeit 
für das Deutsche Volk wieder herbei-zu- 
führen“. Dabei wird, wie auch in anderen 
Gruppen der extrem rechten „Reichsbür- 
ger“-Bewegung, davon ausgegangen, dass 
„am 8. Mai 1945 nicht das Deutsche 
Reich, sondern lediglich die Streitkräfte 
des Deutschen Reichs kapituliert haben“ 
und seitdem weder „eine friedensvertrag- 
liche Regelung“ noch „ein Friedensver- 
trag mit dem Deutschen Reich“ herbeige- 
führt worden sind. Da die BRD nur eine 
Verwaltung der Besatzungsmächte sei 
und keine Verfassung habe, gelte das 
„Deutsche Reich“ also fort. 

Noch klingen die ersten „Proklamatio- 
nen“ des „GFM Rimpler“ etwas holprig, 
wenn er z. B. vom „Staatsvolk der Preu- 
ßen“ fordert: „Brechen Sie die Zins- 
knechtschaft“ und „lassen sie sich beste- 
hende Guthaben auf einem Konto sofort 
auszahlen“. Außerdem ruft er zum Boy- 
kott von Waren mit einem bestimmten 
EAN-Code auf. Auch über eine eigene 
„lagesschau“ verfügt der „GFM“. Dort 
findet man Meldungen wie „USA griffen 
Haiti mit Erdbeben-Waffe an“ oder einen 
wohlwollenden Bericht über den Auf- 
marsch der extrem rechten „Pro NRW“ 
kürzlich in Duisburg. Für den 8. Mai hat 
sich der ehrenamtliche ALG2-Berater 
„GFM Rimpler“ etwas Besonderes ausge- 
dacht. „Zum Gedenken an die Verhaftung 
des Großadmirals Karl Dönitz am 23. Mai 
1945 durch britische Besatzungs-Solda- 
ten“ wolle er am 8. Mai in der „Reichs- 
hauptstadt Berlin“ von der Siegessäule 
zum Denkmal Friedrich des Großen mar- 
schieren. hma 


Grüne und SPD: „Rasse”- 
Begriff aus Grundgesetz 


streichen 

BERLIN. Grüne und SPD im Bundestag 
haben sich für die Streichung des „Ras- 
se“-Begriffs aus dem Grundgesetz ausge- 
sprochen. Vertreter beider Fraktionen er- 
klärten, einen entsprechenden Vorschlag 
des Deutschen Instituts für Menschen- 
rechte zu unterstützen. Im Artikel 3 des 
Grundgesetzes heißt es, dass niemand we- 


gen „seiner Rasse (...) benachteiligt oder 
bevorzugt werden“ dürfe. Das Institut hat- 
te am Dienstag gefordert, dieser inzwi- 
schen international vermiedene Begriff 
solle durch das Verbot „rassistischer‘ Be- 
nachteiligung ersetzt werden. 

Die Grünen-Politikerin Monika Lazar 
schloss sich dem nun an. Der „Rasse“-Be- 
griff unterstelle ein Menschenbild, das 
von der „Existenz unterschiedlicher 
menschlicher Rassen“ ausgehe, erklärte 
sie zur Begründung. Die UN-Kulturorga- 
nisation UNESCO und das Europäische 
Parlament fordern laut Lazar schon lange, 
von der Verwendung des Begriffs Abstand 
zu nehmen. Deutschland sollte es nun sei- 
nen europäischen Nachbarn wie Finnland, 
Schweden oder Österreich gleichtun und 
die Verwendung aufgeben, erklärte Lazar. 

Der menschrechtspolitische Sprecher 
der SPD-Fraktion, Christoph Strässer, 
verwies darauf, dass sich Rassismus nicht 
glaubwürdig bekämpfen lasse, solange 
der Begriff „Rasse“ im Grundgesetz bei- 
behalten werde. nach Presseberichten M 


8. Mai: Aufruf des Wies- 
badener Bündnisses 


WIESBADEN. Am 65. Jahrestag der Befrei- 
ung vom Faschmismus wollen Neonazis 
der NPD-Jugendorganisation „Junge Na- 
tionaldemokraten“ gegen „Folterknechte 
und Kriegspolitik der USA“ demonstrie- 
ren. Dass Faschisten vorgeben, sie seien 
gegen Folter und Krieg, ist an Zynismus 
nicht zu überbieten. Tatsächlich ist aber 
vielen Neonazis der Anlass ihrer Aufmär- 
sche völlig egal. Ihnen geht es vor allem 
darum, auf der Straße präsent zu sein, den 
öffentlichen Raum zu besetzen, einzu- 
schüchtern. 

In Wiesbaden standen die Neonazis zu- 
letzt im Mai 2008 mit Megafon und NPD- 
Fahne auf einer Verkehrsinsel in Mainz- 
Kastel. Umringt von Polizei und einer 
Überzahl von Demonstrantinnen und De- 
monstranten boten sie ein jämmerliches 
Bild. Ein Jahr später wollten sie am 1. 
Mai in Mainz marschieren und scheiterten 
an der beeindruckenden Zahl demokrati- 
scher und antifaschistischer Menschen, 
die sich ihnen in den Weg stellten. 

Auch danach gab es ermutigende Ereig- 
nisse, bei denen Menschen sich in ihrem 
Demokratieverständnis nicht auf Gerichte 
und andere Institutionen verlassen woll- 
ten, sondern selbst aktiv wurden: Im hes- 
sischen Friedberg und zuletzt in Dresden 
stellten sich die Menschen so zahlreich 
auf die Straßen, sagten so laut „Nein“ zu 
den Nazis und blieben so lange stehen, bis 
die geplanten Nazi-Aufmärsche abgebla- 
sen werden mussten. Diesen Erfolg wer- 
den wir in Wiesbaden wiederholen. 

Wir werden es nicht zulassen, dass 
Neonazis in Wiesbaden marschieren! 

Die Nazis wollen sich ab 11 Uhr gegen- 
über dem Bahnhof in den Reisinger-Anla- 
gen sammeln, um von dort in die Innen- 


zu brechen, was allerdings misslang. 

Das Rostocker Bündnis „1. Mai nazi- 
frei“ zeigte sich dennoch zufrieden mit 
dem Tag. Mehr als 700 Personen beteilig- 
ten sich an den Blockaden. „Unser Kon- 
zept der friedlichen Massenblockaden 
ging auf. Die NPD konnte nicht wie ge- 
plant durch Lütten Klein marschieren”, 
erklärte Christine Lehnert vom Bündnis 
laut taz. Sie betonte: „Aber wir haben ne- 
ben dem lachenden Auge auch ein wei- 
nendes Auge. Wir waren zu wenig, um 
auch die neue Route zu blockieren”. Zu- 
dem hat die Polizei aber auch genau dort 
versucht, keinen Gegenprotest hinkom- 
men zu lassen. 

Quelle: NPD-BLOG.INFO 


Naziaufmarsch in Erfurt gestoppt! 


„Wir haben den Naziaufmarsch am 1. 
Mai in Erfurt erfolgreich blockiert!“, 
freut sich Susanne Hennig vom „Thürin- 
ger Bündnis gegen Rechts. „Wir haben 
unser Ziel erreicht: Keinen Aufmarsch 
der Neonazis durch Erfurt zuzulassen“, 
sagte Hennig. Mehr als 2.000 Menschen 
beteiligten sich an den unterschiedlichs- 
ten Aktionen gegen den Aufmarsch der 
NPD (nach Polieziangaben ca. 450). 
Mehrere Hundert Personen saßen über 
Stunden in verschiedenen Sitzblockaden 
auf der Stauffenbergalllee, der Marsch- 
route der Nazis. Hunderte beteiligten sich 
an einer Antifa-Demonstration sowie 
weiteren Kundgebungen gegen den Nazi- 
aufmarsch in der Nähe der geplanten 
Marschroute der NPD. 

Ein breites Bündnis hatte seit Wochen 


für die Blockaden mobilisiert und dafür 
auch mit mehreren Aktionstrainings ge- 
worben. Die Zusammenarbeit von Ge- 
werkschaften, Grünen, LINKEN, SPD, 
Antifa-Gruppen, kirchliche Initiativen 
und anderen Gruppen machten den Er- 
folg möglich. Peter Metz vom „Thüringer 
Bündnis gegen Rechts“ betont: „Das 
breite Bündnis hat es ermöglicht, dass die 
Blockaden eine feste Verankerung in der 
Gesellschaft gefunden haben.“ 
NICHT IN ERFURT. NIRGENDWO! 
NICHT AM 1. MAI. NIEMALS! 
Thüringer Bündnis gegen Rechts 
Erfurt, 1.5.2010 


Zwickau: Nazigewalt am 1. Mai 


Bereits am Vormittag versammelten sich 
auf dem Zwickauer Hauptmarkt 1000 
Menschen zur Maikundgebung des DGB. 
Von dort startete ein Demonstrationszug 
zu den Blockadeaktionen am Hauptbahn- 
hof. 

An zwei Blockadepunkten versammelte 
sich ein breites Bündnis aus Gewerkschaf- 
ten, Parteien und verschiedener antifa- 
schistischer Gruppen und Einzelpersonen 
zum friedlichen Protest gegen den Auf- 
marsch der sächsischen NPD. Am Rande 
hatte es weitere vereinzelte Blockadever- 
suche gegeben. Jedoch gelang es der Poli- 
zei schnell eine Gasse für den Demonstra- 
tionszug der Nazis zu bilden. 50 Leute in 
einer Sitzblockade wurden teilweise unter 
Einsatz von Gewalt weggetragen. Die vom 
Landratsamt Zwickau angestrebte unbe- 
dingte Durchführung der NPD-Demons- 
tration wurde rücksichtslos durchgesetzt. 


Währenddessen ertönten plötzlich Nazi- 
Parolen aus Richtung Bahnhofstraße. Ein 
etwa 100-köpfiger Nazi-Gewalt-Mob, vor- 
wiegend aus Mitgliedern des „Freien Net- 
zes“, konnte sich völlig unbemerkt auf die 
Gegendemonstranten zu bewegen. Sie be- 
waffneten sich und warfen Steine und 
sonstigen Unrat auf Antifaschisten. Einige 
Polizisten konnten die Auseinandersetzun- 
gen unterbinden und die Nazis vorerst ver- 
treiben. 

Wer jetzt dachte, dass die Nazis nun von 
der Polizei festgesetzt wurden, wurde ei- 
nes Besseren belehrt. Denn etwa zwanzig 
Minuten später kam der Nazi-Mob erneut 
die Bahnhofstraße hinauf gestürmt. Aber- 
mals war von der Polizei weit und breit 
nichts zu sehen. Entschlossene Antifa- 
schisten, die sich schützend vor die Blo- 
ckade stellten, wurden von den Nazis mit 
Steinen beworfen. Nicht wenigen Gegen- 
demonstranten wurde auch körperlich zu- 
gesetzt. Dieses Szenario zog sich über Mi- 
nuten hin, bis es endlich gelang den Nazi- 
Mob in eine Seitenstraße zu drängen. Nun 
stellten sich Polizeieinheiten vor die Nazis 
und sorgten für deren ungehinderten Zu- 
gang zur Demonstration der NPD. Wäh- 
renddessen wurden die Antifaschisten un- 
ter dem massiven Einsatz von Pfefferspray 
und Schlagstöcken zurückgedrängt. Nur 
Dank des entschlossenen Vorgehens der 
anwesenden Antifaschisten gelang es für 
die Sicherheit der Teilnehmer an den Blo- 
ckadeaktionen zu sorgen. 

Weiter Informationen zur Situation in 
Zwickau unter: 

http://zwickau.blogsport.de I 


stadt zu ziehen. Der Aufmarsch wird ver- 
mutlich zunächst verboten und dann wie- 
der erlaubt. Wichtig ist allein, dass alle an- 
tifaschistischen und demokratischen 
Kräfte aus Wiesbaden, der Mainzer Regi- 
on und dem Rhein-Main-Gebiet am 8. 
Mai um 9 Uhr auf der Straße sind! Zahl- 
reiche Gegenkundgebungen vor Ort sind 
bereits angemeldet. 

Die Pläne der Nazis durchkreuzen, den 
Faschisten entgegentreten! Kein Fußbreit 
den Nazis! 

http://wiesbadengegenrechts.blogsport. 
de/2010/03/18/aufruf-naziaufmarsch-am- 

08-mai-2010-in-wiesbaden-verhindern/ 
| 


Erklärung der FIR: 
8. Mai 2010 - 65. Jahrestag 
der Befreiung - Tag des Sieges 
Vor 65 Jahren erlebte die Menschheit am 
8. Mai 1945 die endgültige militärische 
Zerschlagung des deutschen Faschismus. 
Dieses Datum markiert den Sieg über das 
menschenverachtende Regime des Hitler- 
Faschismus, 

D das politische Gegner und Andersden- 
kende ausgrenzte, verfolgte und inhaftierte, 


D das Menschen allein aus ei- 
ner konstruierten Rassezugehö- | 
rigkeit als Juden, als Sinti und | 
Roma, als Slawen millionen- | 
fach ermordete, 

> das alle Nachbarstaaten in 
Europa und selbst Länder und 
Völker in anderen Teilen der 
Welt mit Krieg, Okkupation 
und Vernichtung überzog, ein 
Krieg, der mehr als 50 Millio- 
nen Menschen das Leben koste- 
te. 

Die faschistischen Weltherr- 
schaftspläne wurden durch das 
gemeinsame Handeln der Anti- 
Hitler-Koalition gestoppt. Es |. 
waren die Angehörigen der | 
Streitkräfte der Alliierten, vor % 
allem die Angehörigen der sow- 
jetischen Armee, die die Haupt- # 
lat des Krieges trugen; 
27.000.000 zivile und militäri- 
sche Opfer in der UdSSR, die 
diese Bedrohung auch militä- 
risch zerschlugen. 

Es waren die Partisanen und 


Widerstandskämpfer in allen okkupierten 


Ländern, und auch in Deutschland selber, 


8. MAI 1945 


BEFREIUNG — 
WAS SONST!? 


die ihr Leben einsetzten für die Freiheit 
ihrer Heimat. — 
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Diese nationale Befreiungsbewegung 
umfasste Frauen und Männer, Kommu- 
nisten und Katholiken, Liberale und Sozi- 
aldemokraten, Gewerkschafter und auch 
Konservative. 

Wir ehren all diese Patrioten, den Bei- 
trag der antifaschistischen Allianz und der 
nationalen Befreiungsbewegungen der 
Völker. 

Der 8. Mai 1945 ist damit der Tag der 
Befreiung und des Sieges für alle vom 
deutschen Faschismus bedrohten Völker, 
für die Kämpfer gegen den Faschismus in 
allen Ländern, für alle Verfolgten und Op- 
fer faschistischer Regime. Diese histori- 
sche Wahrheit wird zunehmend ver- 
drängt. Die Verbrechen des Faschismus 
werden relativiert, Kollaborateure rehabi- 
litiert oder zu „Freiheitshelden‘“ stilisiert. 
Die Internationale Föderation der Wider- 
standskämpfer — FIR — Bund der Antifa- 
schisten verwahrt sich gegen alle Versu- 
che der Etablierung eines reaktionären 
Geschichtsbildes — geprägt von Totalita- 
rismusdoktrin und _Geschichtsverfäl- 
schung - in Europa. 

Wir erinnern anlässlich dieses Jahresta- 
ges daran: Der 8. Mai 1945 markiert den 
Beginn einer neuen Politik in den interna- 
tionalen Beziehungen. Die Gemeinsam- 
keit des Handelns aller Nazigegner schuf 
die Grundlage für die Gründung der Ver- 
einten Nationen und die Fixierung von 
Grundlagen des Völkerrechts, die die Ba- 
sis für die Verfolgung und Verurteilung 
der Hauptkriegsverbrecher im Nürnberger 
Tribunal darstellten. 

Nach dem Sieg über den Nazifaschis- 
mus erhielten die Völker verschiedener 
Länder zum ersten Mal politische, wirt- 
schaftliche, gesellschaftliche und kultu- 
relle Rechte, die in ihren Verfassungen 
und Rechtsgrundlagen fixiert worden wa- 
ren. Dies war auch bedeutend für die Ver- 
stärkung des antikolonialen und antifa- 
schistischen Kampfes in den Ländern, in 
denen solche Regime noch bestanden. 

Heute gilt oftmals — im Gefolge des Zu- 
sammenbruchs der früher sozialistischen 
Länder - das „Recht des Stärkeren“ in den 
internationalen Beziehungen. Vereinba- 
rungen und internationales Recht — ent- 
standen unter dem Dach der UNO - wird 
gebrochen und ausgesetzt. Daher müssen 
wir unseren Kampf verstärken gegen im- 
perialistische Interventionen und Über- 
griffe, gegen Militarisierung und für die 
Wiederherstellung der Autorität des inter- 
nationalen Rechts und der Entschließun- 
gen der Vereinten Nationen. 

Die gemeinsame Losung aller Antifa- 
schisten lautete „Nie wieder!“ Dies ist 
Verpflichtung für heute und morgen. Ge- 
meinsam mit den Angehörigen heutiger 
Generationen handeln wir 

D gegen Neofaschismus, extreme Rech- 
te und Rechtspopulismus, 

D gegen soziale Ausgrenzung, Frem- 
denfeindlichkeit, Rassismus und Antise- 
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mitismus, 
B gegen Krieg und Terrorismus sowie 
deren gesellschaftlichen Wurzeln. 
Ausgehend von der Gemeinsamkeit im 
Handeln gegen die faschistische Barbarei 
treten die 65 Mitgliedsorganisationen der 
Internationalen Föderation der Wider- 
standskämpfer (FIR) — Bund der Antifa- 
schisten in Israel und Europa heute ein 
D für Frieden und Abrüstung, 
D für politische und soziale Menschen- 
rechte, für Demokratie. 
So schaffen wir eine „neue Welt des 
Friedens und der Freiheit!“ 
Federation Internationale des Resis- 
tants (FIR) - Association Antifasciste 
Office: Franz-Mehring-Plarz 1, 
D - 10243 Berlin, Internet: www.fir.at 
Mail: office@fir.at I 


65. Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus: Nie wie- 
der Faschismus - nie wieder 
Krieg: Aktueller denn je! 


Diskussionsveranstaltung mit Andrej 
Hunko,Partei Die Linke, Mitglied des 
Deutschen Bundestags und dessen 
Ausschusses für europäische Angele- 
genheiten sowie Mitglied der Parla- 
mentarischen Versammlung des Euro- 
parates, Freitag, 7. Mai 2010, 19:00 
Uhr, Aachen, KHG, Pontstr. 74/76 


1945 schworen viele Menschen unter- 
schiedlicher weltanschaulicher Orientie- 
rung und sozialer Herkunft auch 
im zerstörten und niedergerungenen 
Deutschland Schlussfolgerungen zu zie- 
hen, Krieg und Faschismus nie wieder 
zuzulassen. Im Schwur von Buchenwald 
heißt es „Wir Buchenwalder ... schwören 
deshalb vor aller Welt auf diesem Appell- 
platz, an dieser Stätte des faschistischen 
Grauens: Wir stellen den Kampf erst ein, 
wenn auch der letzte Schuldige vor den 
Richtern der Völker steht! Die Vernich- 
tung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist 
unsere Losung. Der Aufbau einer neuen 
Welt des Friedens und der Freiheit ist un- 
ser Ziel ...“ 

Wir wollen mit dem für Europapolitik 
zuständigen Bundestagsabgeordneten der 
Linkspartei, unserem Mitglied Andrej 
Hunko, zum 65. Jahrestag der Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus diskutie- 
ren, was der Schwur von Buchenwald für 
die aktuelle Außenpolitik bedeutet, z.B. 

> für deutsches Hegemoniestreben in 
der EU (nicht nur gegenüber Griechen- 
land) 

d für die Europapolitik, die einen Auf- 
rüstungszwang vorsieht 

D für das deutsche Konzept der „„nu- 
klearen Teilhabe“ und die Bereitschaft 
zum Ersteinsatz von Atomwaffen 

Am 7.5. um 16:30 Uhr will der Unter- 
nehmer Patrik Brinkmann im pro-NRW- 
Landtagswahlkampf in Aachen auf dem 


Marktplatz auftreten. Nie wieder Faschis- 
mus meint — überreden wir gemeinsam 
Herrn Brinkmann, die Stadt sofort wieder 
zu verlassen! 

Gemäß $6 des VersG werden folgende 
Personen von der Teilnahme an der ge- 
nannten Versammlung ausgeschlossen: 
VertreterInnen von NPD, DVU, Republi- 
kaner, KAL sowie andere Neonazis, 
Rechtsextreme und Störer. 

VVN-BdA Aachen, 
info-ac@vvn-bda.de I 


ist bunt 


Kulturfest für 
und Toleranz 


8. Mai 16 Uhr 


Fürstenried-West 


Tischlerstr, / Forst-Kasten-Allee 


Aufruf Kulturfest - München 
ist bunt! 


Bündnis „Gesicht zeigen für das Ge- 
denken und gegen neonazistische Pro- 
paganda” 

Am 8. Mai 1945 ging einer der schreck- 
lichsten Kriege der Menschheitsgeschich- 
te zu Ende. Deutschland und das von sei- 
ner nationalsozialistischen Gewaltherr- 
schaft terrorisierte Europa ist mit diesem 
Tag von seiner dunkelsten Epoche befreit 
worden. 

Der 8. Mai ist seither ein Tag des Ge- 
denkens an die Schrecken von Krieg und 
Unterdrückung, der Mahnung zu Frieden, 
Freiheit und Demokratie als unschätzbar 
wertvolle Güter der Menschlichkeit und 
auch der Freude über die Befreiung 
Deutschlands vom nationalsozialistischen 
Terror. 

Die sogenannten „Freien Nationalisten“ 
planen in diesem Jahr für den 8. Mai ei- 
nen Demonstrationszug von Fürstenried 
nach Großhadern. Damit soll der Münch- 
ner Süden zum Schauplatz brauner Propa- 
ganda werden mit dem offensichtlichen 
Ziel der Geschichtsverfälschung und da- 
mit auch der Verhöhnung der Opfer des 
Nationalsozialismus. 

Die Münchner Bürgerinnen und Bürger 
dürfen es nicht zulassen, dass ein so wich- 
tiger Tag des Gedenkens zur Geschichts- 
verfälschung und zur Propaganda miss- 
braucht wird. 

Erstunterzeichner dieses Aufrufes: Dr. 
Hans-Jochen Vogel, Altoberbürgermeis- 
ter; Aktualisierungen der Liste sowie 
weiterer Informationen zum Kulturfest 
erfahren Sie auf unsere Homepage unter 

www.muenchen-ist-bunt.de I 


Obwohl pro Köln und ihr Ableger 
pro NRW durchaus treffend als 
Partei der Rechtsanwälte bezeich- 
net werden könnte, kassieren die Rassis- 
ten eine juristische Niederlage nach der 
anderen. Die letzte hatte es in sich: Durch 
eine einstweilige Verfügung, erlassen 
vom Landgericht Köln, wird der von dem 
Leverkusener Anwalt Markus Beisicht 
geführten „Bürgerbewegung“ verboten, 
weiterhin ein Bild des Burscheider 
Künstlers Gregor Merten sowie seines 
Werkes „Engel der Kulturen“ zu veröf- 
fentlichen. Bei Zuwiderhandlung droht 
ein Ordnungsgeld von 250.000 Euro, er- 
satzweise 6 Monate Haft. Merten, der mit 
seinem Engel der Kulturen für ein friedli- 
ches und freundschaftliches Verhältnis 
der Religionen und vor allem der Men- 
schen eintritt und gegen die rassistische 
Hetze von pro NRW schon häufig protes- 


Pro NRW: Wahlkampfzeitung 
aus dem Verkehr gezogen 


tiert hat, hatte die Verfügung erwirkt, da 
er und sein Werk ohne seine Zustimmung 
in der Wahlkampfzeitung der Rechten 
abgebildet worden war. 
Erwartungsgemäß spuckt die „Bürger- 
bewegung“ Gift und Galle: Von einem 
„Linksextremist aus Burscheid“ ist auf 
ihrer Website die Rede und die Presse- 
kammer des Landgerichts wird als „stets 
politisch korrekt und insbesondere der 
politischen Klasse der Stadt Köln beson- 
ders zugeneigt“ charakterisiert. Zu dieser 
Wut besteht auch aller Grund, muss die 
inkriminierte Abbildung doch zum einen 
aus allen Webauftritten entfernt werden 
und darf zum anderen die gedruckte 


Wahlkampfzeitung nicht mehr verteilt 
werden. Wie das Pfeifen im dunklen 
Wald klingt da die pro NRW-Behaup- 
tung, von dieser Zeitung seien ohnehin 
nur noch einige hundert Exemplare vor- 
handen, auf die es nicht ankomme. Anti- 
faschist(inn)en in ganz NRW sollten jetzt 
verstärkt darauf achten, ob diese Zeitung 
weiterhin irgendwo unter die Leute ge- 
bracht wird. Es wäre doch schön, wenn 
das pro NRW-Geld statt weiterhin für 
rassistische Hetze ausgegeben zu wer- 
den, der Staatskasse zufließen würde 
(noch schöner allerdings wäre, es stünde 
für antifaschistische Aktivitäten zu Ver- 
fügung). tri 


Marxloher Bündnis protestiert gegen Gedenk- 
veranstaltung von türkischen Faschisten 


Mit Befremden und Abscheu 
hat das Marxloher Bündnis 
festgestellt, dass in den Räu- 
men der Merkez-Moschee in Duisburg 
am 11.4.2010 eine Trauerfeier für den 
verstorbenen historischen Führer der 
aus der Türkei stammenden rechtsex- 
tremen MHP (Partei der Nationalen 
Bewegung), Alparslan Türkes, abge- 
halten wurde. Das Bündnis protestier- 
te gegen die Gedenkveranstaltung 
für den türkischen Nationalistenfüh- 
rer. Hier die Erklärung: 


Grenzenlos gegen Rechts 


Vor wenigen Wochen stellten sich mehre- 
re tausend Menschen in Marxloh mit 
Sitzblockaden, Demonstrationen und 
Kulturveranstaltungen gegen die rassisti- 
sche und islamfeindliche Hetze von Pro 
NRW und NPD in den Weg. 

Die Rechtsaußen-Parteien wollten ih- 
ren Wahlkampf auf Kosten des friedli- 
chen Zusammenlebens der Menschen in 
Marxloh betreiben und hatten hierfür 
nach Vorbild der rassistischen Kampagne 
gegen das Minarettverbot in der Schweiz 
die Merkez-Moschee zum Aufhänger ih- 
rer Aufmärsche erklärt. 

Gemeinsam wirkten über einen Zeit- 
raum von über acht Wochen verschie- 
denste Kräfte überparteilich und interreli- 
giös zusammen, um ein deutliches, un- 
übersehbares Zeichen gegen Rechts und 
für Frieden und Völkerverständigung zu 
setzen. 

Von vornherein war die DITIB-Ge- 
meinde integraler Bestandteil des Bünd- 
nisses und beteiligte sich an unseren Pla- 
nungen, Diskussionsabenden, Infostän- 
den und weiteren Aktivitäten unter dem 
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Motto „Hand in Hand gegen Rassismus“. 

Mit Befremden und Abscheu mussten 
wir nunmehr feststellen, dass in den Räu- 
men der Merkez-Moschee am 11.4.2010 
eine Trauerfeier für den verstorbenen his- 
torischen Führer der aus der Türkei stam- 
menden rechtsextremen MHP (Partei der 
Nationalen Bewegung), Alparslan Tür- 
kes, abgehalten wurde. Für diese Veran- 
staltung hatte die in Deutschland ansässi- 
ge MHP Vorfeldorganisation ATF (Türki- 
sche Föderation in Deutschland) kurzfris- 
tig auf Plakaten in mehreren Stadtteilen 
geworben. 

Die MHP ist seit ihrer Gründung in den 
60er Jahren in der Türkei für ihre Hetze 
gegen Minderheiten, Übergriffe auf Op- 
positionelle und Gewerkschafter sowie 
die tiefe Verstrickung in Putsche und Bür- 


gerkrieg bekannt. Zuletzt 2007 kam 
es auch in Marxloh zu einem Auf- 
marsch der Exilstrukturen dieser 
Gruppierung, auf dem mehrere hun- 
dert Menschen nationalistische und 
kriegsverherrlichende Parolen skan- 
dierten. 

In der letzten Sitzung des Marxlo- 
her Bündnisses vom 12.4.2010 versi- 
chert uns der Vorsitzende der Ge- 
meinde, dass er bis zum Schluss ver- 
sucht habe diese Veranstaltung zu 
verhindern, jedoch letztlich sich einer 
Anordnung vom Amt für religiöse 
Angelegenheiten der Türkei nicht 
entziehen konnte. 

Wir erwarten eine lückenlose Auf- 
klärung aller politisch Verantwortli- 
chen, wie es zu dieser Veranstaltung 
kommen konnte. 

Derartige Veranstaltungen schaden 
nachhaltig dem interkulturellen/ in- 
terreligiösen und friedlichen Zusam- 
menleben in Duisburg. Das Marxloher 
Bündnis protestiert in aller Schärfe gegen 
diese Provokation. Wir dulden keine 
rechtsextremistischen Veranstaltungen 
jeglicher Couleur in unserem Stadtteil 
und werden im Falle der Wiederholung 
zu aktivem Protest aufrufen. 

Wir hoffen weiterhin auf eine gute und 
solidarische Zusammenarbeit gegen Ras- 
sismus und für ein friedliches Zusam- 
menleben mit der islamischen Gemeinde 
der Ditib-Merkez Moschee. 

http://marxloher-buendnis.de/ in- 
dex.php?option=com_content&view= 
article&id=105:grenzenlos-gegen- 
rechts&catid=1:aktuelle-nachrich- 
ten&ltemid=54&layout= 
default&date 

Marxloher Bündnis 27.4.2010 I 
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Die Botschaft der „Modernisie- 
rung“ und „Mäßigung“, die für 
manche Beobachter — oder auch 
nach Bündnisoptionen suchende konser- 
vative Politiker — angeblich vom Aufstieg 
der „Cheftochter‘‘ Marine Le Pen ausgeht, 
ist nicht bei Allen angekommen. 

Beispielsweise nicht bei dieser Abtei- 
lung der Parteijugend, die am 1. Mai die- 
ses Jahres in Paris unter dem Transparent 
des Regionalverbands „FN Lothringen“ 
aus Ostfrankreich aufmarschierte. „Erste, 
zweite, dritte Generation: Wir sind alle — 
Kinder von Faschisten“ (Abwandlung ei- 
nes Slogans, der üblicherweise lautet „,— 
Kinder von Eingewanderten“) oder auch 
„Abschiebeflüge für die Illegalen“ laute- 
ten einige der Parolen, die sie riefen. Un- 
terbrochen vom Absingen der Hymne 
‚Marechal, nous voilä‘, mit welcher be- 
stimmte Leute in den frühen 40er Jahren 
den Marschall Philippe Petain grüßten. 
Dazwischen viel Bier aus Dosen oder Be- 
chern. LONSDALE-Klamotten oder T- 
Shirts mit der Aufschrift ‚Charles Mar- 
tel‘: Der fränkische Krieger Karl Martell 
(der zwar existierte, dessen heutiges Bild 
aber in weiten Teilen eine Legendenfigur 
darstellt) soll im Jahr 732 n.Chr. in der 
Nähe von Poitiers „die Araber und die 
Ausbreitung des Islam“ gestoppt haben. 
Die historische Wirklichkeit entspricht 
der vereinfachenden Legende zwar nicht 
ganz — das Häufchen von ihm besiegter 
arabischer Krieger stand im Dienste ka- 
tholischer spanischer Feudalherren —, aber 
jeder Rassist versteht die mit seinem Na- 
men verknüpfte Botschaft. 

Im Publikum finden sich aber auch eini- 
ge „normale“ Familien mit kleinen Kin- 
der. Und ältere Leute, die die Sätze ihres 
Führers mit Hilfe von Diktiergeräten auf- 
nehmen. Es ist voraussichtlich das letzte 
Mal, dass Jean-Marie Le Pen aus Anlass 


1. Mai 2010 in Paris 


2000 Rechtsextreme bei Jean-Marie Le Pen - 
Letzte (?) Mai-Rede zu Themen der Wirtschaftskrise 


des 1. Mai vor der Statue der „National- 
heiligen“ Jeanne d’Arc im Pariser Zen- 
trum spricht. Denn im kommenden Jahr 
dürfte sein Nachfolger oder — wahrschein- 
licher — seine Nachfolgerin, der oder die 
auf dem nächsten Parteitag am 15./16. Ja- 
nuar 2011 in Tours bestimmt wird, die 
Leitung innehaben. 

Das Publikum applaudiert dem Anwär- 
ter Bruno Gollnisch höflich und ruft ihm 
aufmunternd zu, aber sehr viel mehr Ap- 
plaus erhält doch die sehr viel aussichts- 
reichere Anwärterin Marine Le Pen. Rund 
2.000 Anhänger/innen sind zusammenge- 
kommen. (Laut Angaben der französi- 
schen Polizei, die zweifellos realitätsnä- 
her ausfallen; die Veranstalter sprechen 
hinterher von 8.000 Teilnehmern.) 

Im vergangenen Jahr hatten rund 1.200 
bis 1.500 Personen (Polizei: 1.200, Veran- 
stalter: 5.000) an der rechtsextremen 
Kundgebung teilgenommen. Es gibt also 
einen gewissen Wieder-Anstieg der Teil- 
nehmerzahl, doch ist sie noch weit von je- 
ner entfernt, die noch 1999 erzielt wurde 
— damals erreichten beide Hälften des 
kurz zuvor zwischen Le Pen- und M£gret- 
Anhängern gespalteten Front National je- 
weils gut 3.000 Teilnehmern. 

Zu Anfang seiner Rede wird Jean-Ma- 
rie Le Pen, der sich mehrfach bei seinen 
verbliebenen Aktivisten für ihre „Treue“ 
bedankt, erklären, dass die Partei in die- 
sem Jahr leider den Aktivisten nicht ihre 
Busfahrt in Richtung Paris bezahlen 
konnte. Tatsächlich hat der FN nach wie 
vor massive Geldprobleme, infolge seines 
sehr schlechten Abschneidens bei der 


letzten Parlamentswahl (Juni 2007) und 
der gesunkenen staatlichen Parteienfinan- 
zierung. In naher Zukunft dürfte aller- 
dings durch die soeben gewählten 118 Re- 
gionalparlamentarier des FN wieder Geld 
in die Kassen kommen. 

Seine diesjährige Rede widmete Jean- 
Marie Le Pen zu guten Teilen der aktuel- 
len Finanz- und Wirtschaftskrise, protek- 
tionistischen Perspektiven und sozial klin- 
genden Forderungen. Dafür versuchte er 
(ähnlich wie der FN im Raum Paris auf 
Flugblättern von Anfang März 10) auch 
den früheren Chef der französischen KP, 
Georges Marchais, der sich 1981 für ei- 
nen Stopp von Neuzuwanderung ausge- 
sprochen hatte, für sich zu vereinnahmen. 

Die sozialdemokratische und sogar die 
kommunistische traditionelle Linke — mit 
Ausnahme ihrer zum „Immigrationis- 
mus“ (ungefähr: zur Einwanderungs-Reli- 
gion) bekehrten Führungen — stehe „uns 
viel näher als die Eliten der amerikanisier- 
ten Linken und der Schicki-Micki-Rech- 
ten“, betonte Le Pen demagogisch. Dieje- 
nigen, die er bekämpft („den kapitalisti- 
schen und den kommunistischen Materia- 
lismus“, wie er an anderer Stelle ausführ- 
te) versuchte Le Pen im aktuellen Gesche- 
hen in zwei Figuren zu kristallisieren: 
„Der Spekulant von (der Bank) Goldman 
Sachs, der Milliarden verpulvert hat: und 
der Dealer in den Banlieues, der in einem 
Tag verdient, was andere in einem Monat 
mit Arbeit verdienen“; und der durch die 
Polizei „aus Angst vor Aufständen (in den 
Sozialghettos)“ angeblich nicht behelligt 
werde. Bernhard Schmid, Paris I 
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Aufklärung gegen Rechts im 
Web 2.0 


Ob auf Social Media Plattformen oder in 
Web Communities: Gruppen aus dem 
rechtsextremen Spektrum nutzen immer 
häufiger das Internet, um Nachwuchs zu 
rekrutieren. Die Online-Beratung gegen 
Rechtsextremismus, ein Pilotprojekt des 
Vereins Gegen Vergessen — Für Demokra- 
tie e. V., setzt dagegen auf Aufklärung - 
nun auch mit Präsenzen bei You Tube, fa- 
cebook und twitter. 

Wie wichtig Engagement im Netz ist, 
stellten jugendschutz.net und die Bundes- 
zentrale für politische Bildung im Herbst 
letzten Jahres deutlich heraus. Die Anzahl 
der von jugendschutz.net — 1997 von den 
Jugendministerien der Länder gegründet 
— festgestellten rechtsextremen Beiträge 
in sozialen Netzwerken und Videoplatt- 
formen hat sich 2008 auf mehr als 1.500 
verdoppelt. 
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Die Online-Beratung gegen Rechtsex- 
tremismus geht deshalb mit Multimedia- 
Clips, Profilseiten in Netz-Communities 
und Microblogging nun noch gezielter auf 
ein virtuelles Publikum zu. Im Web 2.0 er- 
reichen die Mitarbeiter des Projekts eine 
breite Zielgruppe — präventive Aufklärung 
in Sachen Rechtsextremismus durch Prä- 
senz und Information sind hier die Stich- 
worte. 

Wo Neonazis mit braunen Parolen gera- 
de junge Menschen auf ihre Seite ziehen 
wollen — so die Macher der Online-Bera- 
tung — ist Gegenöffentlichkeit das Gebot 
der Stunde. Deshalb platziert sich das 
Projekt neben der Beratungs-Homepage 
vermehrt dort, wo (nicht nur) junge Men- 
schen sich online vernetzen — und dabei in 
Gefahr geraten, rechtsextremen Argumen- 
tationen ins Netz zu gehen. 

Verschiedenste Gruppen von Autono- 
men Nationalisten bis zur White-Pride- 
Bewegung nutzen Internetplattformen 


und Webservices zunehmend für ihre 
Zwecke aus. Ihre Botschaften verbreiten 
sie dabei zum Beispiel mit hochgeladenen 
Musikvideos oder Textnachrichten. Die 
Beziehungen zwischen Online-Hetze und 
Offline-Gewalt liegen dabei auf der Hand: 
Das Internet ist ein Ort des Anwerbens — 
zumal rechtsextreme Argumentationen 
auf den ersten Blick manchmal nicht als 
solche erkennbar sind. In WWW Präsenz 
zu zeigen und aufzuklären, ist aus diesem 
Grund umso wichtiger. 


Infos: www.online-beratung-gegen- 
rechtsextremismus.de, 
www.youtube.com/onlineberatung, 
http://twitter.com/_onlineberatung , 
http://www.facebook.com/pages/Online 
-beratung-gegen-rechtsextremis- 
mus/224775977626 


Quelle: Publikation „Aktiv + Gleich- 
berechtigt April 2010“ WM 


Beinahe hätte die Münchner Neo- 
naziszene in den nächsten Tagen 
ein eigenes „Versammlungshaus“ 
in München-Forstenried eröffnet. Intern 
hatten Kameradschaften und „Bürgerini- 
tiative Ausländerstopp“ (BIA) sogar 
schon für die Einweihungsparty sowie 
eine Veranstaltung in die eigenen Räume 
mobilisiert. Doch der erst vor wenigen Ta- 
gen geschlossene Mietvertrag ist fristlos 
gekündigt worden. 


Der Weg zur Münchner Nazi-Immobilie 


Die Geschichte des nun geplatzten neona- 
zistischen Immobilientraums im Münch- 
ner Südwesten begann im Februar im öst- 
lich gelegenen Stadtteil Berg am Laim: 
Bürger_innen und Lokalpolitiker_innen 
wandten sich dort gegen eine jahrelange 
Serie von Neonaziveranstaltungen in der 
Gaststätte „Wirtshaus zum Glaskasten“. 
Auf einen Bericht auf der a.i.d.a-Website, 
einen darauf folgenden Artikel der BILD- 
Zeitung und einen Beitrag des Bayeri- 
schen Rundfunks hin reagierte der über- 
raschte Inbev-Konzern, der den „Glaskas- 
ten“ verpachtet hat, umgehend: Der Bre- 
mer Konzern untersagte dem zunächst un- 
einsichtigen „Glaskasten“-Betreiber ver- 
traglich jegliche weiteren neonazistischen 
Veranstaltungen. 

Da zunächst keinE andere Münchner 
Wirt_in bereit war, den extrem Rechten 
Unterschlupf zu gewähren, erinnerten 
sich die Münchner Neonazis an ein schon 
mehrfach in ihren Kreisen diskutiertes 
Projekt: die Anmietung eigener Räum- 
lichkeiten. Das ging für die Münchner 
NPD-Liste „Bürgerinitiative Ausländer- 
stopp“ (BIA) um Karl Richter, Roland 
Wuttke und Philipp Hasselbach jedoch 
nicht schnell genug. Die eigentlich für 
den 22. März 2010 geplante BIA-Jahres- 
hauptversammlung musste verschoben 
werden. Bei der NPD griff man zu einem 
Trick, der die eigene Misere kaschieren 
sollte: In einem Artikel auf der Homepage 
des bayerischen NPD-Landesverbands 
wurde der Journalist, den die Neonazis für 
die Recherche und Berichterstattung über 
den Glaskasten verantwortlich machten, 
beleidigt und diffamiert. Im gleichen Arti- 
kel wurde zudem kokettiert, es gebe ja 
„rund 6000 Gaststätten in München“, die 
angeblich genutzt werden könnten. 


Die Arbeit der „FIRM” gegen 
rechts zeigt Erfolg 


Nazigegner_innen setzten derweil die Su- 
che nach weiteren Veranstaltungsorten der 
extremen Rechten fort. Zu den erfahrenen 
Beobachter_innen der lokalen Neonazi- 
szene gehört Marcus Buschmueller, Lei- 
ter der „Fach- und Informationsstelle 
Rechtsextremismus München“ (FIRM). 
Im Jahr 2009 hatte der Stadtrat der Lan- 
deshauptstadt München mit einem partei- 
übergreifend getragenen Beschluss die 
FIRM-Recherchestelle beim Kulturzen- 
trum Feierwerk eingerichtet. FIRM soll 


Keine Nazi-Immobillie in 


Forstenried! 


die Szene in München beobachten und 
eine schnelle, praxistaugliche Beratung 
städtischer und zivilgesellschaftlicher Ak- 
teur_innen im Kampf gegen die extreme 
Rechte gewährleisten. Buschmueller hatte 
schon im „Fall“ Berg am Laim mehrere 
Beratungsgespräche geführt. 

Die FIRM recherchierte nun zu 
den neonazistischen Immobilien- 
plänen. Gewissheit brachten 
nicht zuletzt Einladungen der 
nachgeholten „Bürgerinitiative ..... 
Ausländerstopp“-Mitgliederver- 
sammlung am 26. April 2010. 
Stephan Wörle (Neubiberg), Ak- ..: 
tivist der Neonazi-Kamerad- 
schaft „Nationale Solidarität 
Bayern“ (NSB) und bei der BIA 
„Interessenten- und Mitglieder- 
betreuer“, lud in diesem Schreiben mit 
Datum vom 10. April 2010 bereits in die 
eigenen Räumlichkeiten in München- 
Forstenried ein. Großspurig bezeichnete 
Wörle die etwa 80 Quadratmeter großen 
Erdgeschoßräume als „BIA-Versamm- 
lungshaus“. 

Erst am Vortag, am 9. April 2010, hatte 
der NPD-Multifunktionär Roland Wuttke 
(Mering) bei der Vermieterin einen Miet- 
vertrag für die teilweise leerstehenden 
Gewerberäume unterzeichnet. Von April 
2010 bis Ende März 2011 wolle er die Lo- 
kalität ausschließlich als „Lagerraum“ 
und „Abstellfläche“ seiner „Westend- 
Computer GmbH“ nutzen. Marcus Bu- 
schmueller von der „Fach- und Informati- 
onsstelle Rechtsextremismus München“ 
(FIRM) kennt diese Methode der rechten 
Szene aus anderen Beispielen im ganzen 
Bundesgebiet: „Die Eigentümer ahnen 
nichts vom Hintergrund ihres Mie- 
ters/ihrer Mieterin. Sie werden von den 
Neonazis darüberhinaus über die wahren 
Anmietabsichten getäuscht. Ist der Miet- 
vertrag erst unterschrieben, werden die 
überraschten Vermieter/Vermieterinnen 
dann dreist vor vollendete Tatsachen ge- 
stellt“. 

Die jungen Neonazis der „Freien Natio- 
nalisten München“ (FNM) waren von 
Wuttkes Anmietung begeistert. Die Räu- 
me (zu 550 Euro Monatsmiete) passten 
bestens in ihr Konzept, sich zukünftig in 
den Stadtteilen Fürstenried und Großha- 
dern breit zu machen. Zur gesteigerten 
neonazistischen Präsenz im Münchner 
Südwesten soll ja nicht zuletzt der von 
Philipp Hasselbach und Roland Wuttke 
am 8. Mai 2010 in unmittelbarer Nähe zur 
Immobilie geplante Neonaziaufmarsch 
dienen. 

Erkenntnisse der Antifaschistischen In- 
formations-, Dokumentations- und Ar- 
chivstelle München (a.i.d.a. e. V.) belegen 
zudem: Kaum, dass der Mietvertrag un- 


terzeichnet und die Räumlichkeiten über- 
geben waren, begannen Neonazis der 
„Freien Nationalisten München“ und der 
„Nationalen Solidarität Bayern‘ in Fors- 
tenried mit Renovierungsarbeiten. Auch 
eine erste Grillparty soll in den angebli- 
chen „Abstell- und Lagerräumen“ und auf 
dem Hof davor abge- 
halten worden sein. 
»:. Die Neonazis waren 
, sich ihrer Sache sehr 
.: sicher: An der Ein- 
: gangstür wurde gleich 
eine aus Blech gefer- 
tigte „88“ angebracht 
(siehe Bild). Dabei be- 
ziehen sich die NS-ver- 
herrlichenden Münch- 
ner Neonazis zum Ei- 
nen auf die Zahl 88 als Szenecode für die 
ansonsten illegale „Heil Hitler“-Parole 
und spielen zum Anderen auch auf das 
bundesweit bekannte Nazi-Lokal „Club 
88“ in Neumünster an, das hier offensicht- 
lich als Vorbild dient. 

Intensive antifaschistische Recherchen 
der letzten Tage ergaben Hinweise darauf, 
dass die „FNM“ wohl bereits für den 
Samstag, 24. April 2010, wenige Tage 
nach dem in der Neonaziszene beliebten 
„Führergeburtstags“-Datum, die Einwei- 
hung ihres „Nationalen Jugendzentrums“ 
mit einer Party und Rechtsrock feiern 
wollten. 


Die Verhinderung des Nazi-Projekts 


Anwohner_innen, Nachbar_innen und 
Mitnutzer_innen der Gewerbeimmobile 
waren a.i.d.a. gegenüber entsetzt über die 
neonazistische Anmietung und kündigten 
Proteste an. Geschockt war zunächst auch 
der von den Neonazis offensichtlich ge- 
täuschte Vermieter der Forstenrieder Im- 
mobilie, nachdem er von Medienvertre- 
ter_innen kontaktiert worden war. Das 
vermietende Immobilienunternehmen zog 
seinen Rechtsbeistand hinzu und zeigte 
nur wenige Stunden später Zivilcourage: 
Der mit dem NPD-Funktionär Roland 
Wuttke geschlossene Mietvertrag wurde 
noch am Nachmittag des 14. April 2010 
wieder fristlos gekündigt. 

Ausgelassene Stimmung herrschte am 
Mittwochabend bei den Aktivist_innen 
mehrerer Münchner Antifa-Initiativen. 
Die Freude über die neonazistische 
Bauchlandung ging dabei mit neuem En- 
gagement einher. Den Schwung aus der 
erfolgreichen Immobilienverhinderung 
wollen die jungen Leute nun mitnehmen: 
in die „eh schon unerwartet gut laufende“ 
Mobilisierung gegen den am 8. Mai 2010 
geplanten Neonaziaufmarsch von Fürs- 
tenried-West nach Großhadern. 

www.aida-archiv.de 
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FRANKFURT. Um 9 Uhr morgens 
startete der antimilitaristische 
Sektempfang vor der Jahrhundert- 
halle in Frankfurt. Mit vielen interessier- 
ten AktionärInnen und vom DHL-Cate- 
ring enttäuschten SchnittchenjägerInnen 
wurde auf den Einstieg in den Ausstieg 
aus dem Kriegslogistikgeschäft angesto- 
ßen. Leider ist dieser „Ausstieg“ alles an- 
dere als umfassend und daher versammel- 
ten sich in und vor der Halle rund 40 Anti- 
militaristInnen und kritische Aktionäre 
der Initiative „Zivile Post 2011“. Diese 
bemängelt das ungebremste Engagement 
des Kriegslogistikers für die NATO-Trup- 


RER 


pen im Irak und in Afghanistan, den wei- 
teren Ausbau des maßgeblich militärisch 
genutzten DHL-Luftfahrtdrehkreuzes in 
Leipzig/Halle und die fortgeführten mili- 
tärischen Logistik-Dienstleistungen für 
die Bundeswehr. 

In der Halle wurde die Rede des Vor- 
standsvorsitzenden Appel dreimal unter- 
brochen. Gänzlich unvorbereitet schienen 
Vorstand und Security, als die erste Grup- 
pe von antimilitaristischen AktionärInnen 
mit einem Transparent „Kein Geschäft 
mit dem Krieg“ vor die Bühne trat. Es 
dauerte einige Minuten, bis die Aktionä- 
ıInnen unter „DHL raus aus dem Krieg“ 
Rufen aus dem Saal gedrängt wurden. Da- 
nach folgten zeitversetzt zwei weitere 
Gruppen. 

Der Dachverband der kritischen Aktio- 
näre unterstützte in seinem Redebeitrag 
die Initiative „Zivile Post 2011“ und kriti- 
sierte den Rauswurf der AktionärInnen. 

In der Pressemitteilung des Dachver- 
bandes der Kritischen Aktionärinnen, 
Köln vom 27. April 2010 heißt es: 


„DHL muss sich aus der Militär-Logis- 
tik zurückziehen” 


Der Dachverband der Kritischen Aktio- 
närinnen und Aktionäre unterstützt den 
Vorschlag von zivilgesellschaftlichen Or- 
ganisationen für eine neue Unterneh- 
mensstrategie „Zivile Post 2011“. Damit 
kann die Deutsche Post und ihre Logis- 
tik-Sparte DHL den vollständigen Rück- 
zug aus der Militär-Logistik erreichen. 
Wegen der zunehmenden Militarisierung 
des Unternehmens beantragen die Kriti- 
schen Aktionäre bei der Hauptversamm- 
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Proteste bei Post/DHL- 
Hauptversammlung 


lung am 28. April in Frankfurt, dem Vor- 
stand die Entlastung zu verweigern. 

„Die Deutsche Post DHL ist weiterhin 
und in wachsendem Umfang für die 
NATO in Afghanistan und im Irak im Ein- 
satz. Zu diesem Zweck schreitet der Aus- 
bau des Kriegslogistik-Drehkreuzes am 
Flughafen Leipzig/Halle ungebremst vo- 
ran“, erklärte Anne Ludwig von der Initia- 
tive Zivile Post 2011. 

„Die DHL muss sich aus der Mi- 
; litär-Logistik zurückziehen“, for- 
derte Markus Dufner, Geschäfts- 
\ führer des Dachverbands. „Es ist 
höchste Zeit, dass Konzernchef Ap- 


das zivile Geschäft weiteren 
Image-Schaden von der Post 
abwendet.“ 

Dachverband und Initiative 
Zivile Post 2011 begrüßen 
den Rückzug der Post aus der 

Bewerbung um den milliar- 
“ denschweren Zehn-Jahres- 
Vertrag mit der Bundeswehr als ei- 
nen „guten Start in den Ausstieg aus 7 
dem Kriegsgeschäft“. Die Deutsche 
Post DHL hatte im November letz- 
ten Jahres ihr Angebot für die Lage- 
rung und den weltweiten Transport } 
von Kriegsgerät in die Einsatzge- ! 
biete als chancenreichster Bewerber | 
zurückgezogen, „weil die mit dem 


pel durch die Rückbesinnung auf 


Auftrag verbundenen Risiken als zu groß 
galten“. 

Konkrete Vorschläge der Initiative sind 
die Schließung des Logistikzweigs „Mili- 
tary Affairs Bw/NATO“, die Kündigung 
des seit 2002 bestehenden Vertrags mit 
der Bundeswehr über den weltweiten 
Transport leichter militärischer Ausrüs- 
tung bis 50 Kilogramm und die Feldpost, 
die Einstellung aller kriegsunterstützen- 
den Maßnahmen im Irak und in Afghanis- 
tan und die ausschließlich zivile Nutzung 


des DHL-Luftfracht-Drehkreuzes am 
Flughafen Leipzig/Halle. 

Indymedia-Bericht und 

http://dhl.blogsport.de I 


Um die — vor allem aus Afghanis- 
tan und Pakistan bekannte, jedoch 
auf französischem Boden ausge- 
sprochen seltene — Burga hat es in Frank- 
reich schon seit mehreren Monaten eine 
Verbotsdebatte in den etablierten Parteien 
gegeben. (vgl. auch AN 03/2010.) Im Zuge 
des Wahlkampfs, vor den französischen 
Regionalparlamentswahlen von Mit- 
te/Ende März 2010 war die Polemik abge- 
klungen. Doch Premierminister Francois 
Fillon hatte drei Tage vor der Wahl das 
Vorhaben eines gesetzlichen Burga-Ver- 
bots wieder aus der Schublade gezogen. 
Auf der Abschlussveranstaltung des Wahl- 
kampfs der UMP in Nantes rief er vor Ka- 
meras und Mikrophonen aus, die Burga sei 
in Frankreich „nicht willkommen“: „In ei- 
ner Demokratie läuft man nicht maskiert 
herum!“ 

Am 30. März 10 hatte der französische 
Conseil d’Etat — der oberste Verwaltungs- 
gerichtshof — in einer Stellungnahme er- 
klärt, ein generelles Verbot würde als 
rechtswidrig beanstandet werden; nur aus 
konkreten Gründen, etwa aufgrund der 
Notwendigkeit einer Identifizierung an ei- 
nem Serviceschalter, könne eine solche 
Kleidungs(verbots)vorschrift erlassen wer- 
den. Doch prompt kündigte die Regie- 
rungspartei UMP mittlerweile an, dass sie 
sich darüber hinwegsetzen möchte, um zu 
versuchen, trotz juristischer Bedenken 
noch „vor dem Sommer 2010“ ein Total- 
verbot durchzusetzen. 

Am 21. April 10 erklärte nunmehr 
Staatspräsident Nicolas Sarkozy, er haben 
einen Beschluss zugunsten eines gesetzli- 
chen Totalverbots gefällt — während Pre- 
mierminister Frangois Fillon ungefähr zeit- 
gleich erklärte: „Wir sind bereit, juristische 
Risiken einzugehen.“ Am 19.5. 2010 soll 
der Gesetzesentwurf dazu nun vom Minis- 
terrat (Kabinett) verabschiedet werden, be- 
vor er ins Parlament eingebracht wird. Dort 
soll er Anfang Juli in einer Sondersitzung — 
während die Abgeordneten normalerweise 
Urlaub haben — beschlossen werden, um 
im September dieses Jahres in Kraft zu tre- 
ten. Einige Details sind noch innerhalb des 
rechten Regierungslagers umstritten, etwa 
die Frage, ob auf ein parlamentarisches 
Eilverfahren zurückgegriffen wird oder 
nicht. 

Laut dem bisherigen Stand des Ent- 
wurfs, dessen vorläufiger Text durch ‚Le 
Figaro‘ enthüllt wurde, soll auf das Tragen 
einer Burga als „Ordnungswidrigkeit“ 
künftig eine Geldbuße ab 150 Euro stehen. 
Ursprünglich angekündigt war auch schon 
mal eine Mindeststrafe in Höhe von 750 
Euro gewesen. Darauf hat das Regierungs- 
lager jedoch verzichtet, um das Hauptau- 
genmerk darauf zu legen, bestimmte mos- 
lemische Männer übten Zwang auf die 
Frauen zum Anlegen der Burga aus. Auf ei- 
nen solchen Zwang von Seiten eines Man- 
nes soll künftig eine Strafandrohung bis zu 
einem Jahr und 15.000 Euro Geldstrafe ste- 
hen. 


„Islamdebatte” in Frankreich, 
die (ungefähr) 923. 


Ein Knöllchen-Streit wird zur Staatsangelegenheit & Überlebensprobe für das 
Abendland. Oder: Eine äußerst passend kommende „Affäre” 


Eine passend kommende Affäre 


Wie gerufen dazu kam eine „Affäre“ im 
westfranzösischen Nantes, die am 23./24. 
April ausbrach, also kaum 48 Stunden 
nach Sarkozys grundsätzlicher Weichen- 
stellung. Dort war eine Autofahrerin, die — 
neben einem Kopftuch — auch einen Ge- 
sichtsschleier trug & trägt, am 2. April kon- 
trolliert und wegen „Fahrzeugführung mit 
beeinträchtigten Sichtmöglichkeiten“ zu 
einer Geldstrafe von 22 Euro verdonnert 
worden. So weit, so relativ banal, auch 
wenn der Aufzug der Dame als ungewöhn- 
lich gelten darf. 

Doch die Angelegenheit wurde schnell 
zur politischen Affäre hochgekocht — und 
zwar sowohl durch die Dame selbst (und 
wohl auch ihre Umgebung) als auch durch 
die Regierung. Erstere, indem sie, statt die 
22 Euro für die Ordnungswidrigkeit zu 
zahlen, am 23. April eine Pressekonferenz 
einberief. Die 31-Jährige, die in Rez£ (ei- 
nem Vorort von Nantes) wohnt, suchte 
sichtlich die optische und politische Provo- 
kation. Eine Pressekonferenz mit „‚Vollver- 
schleierung“ — für die Regierung ein äu- 
Berst gefundenes Fressen: Die Gefahr für 
die, wahlweise, Sicherheit oder die natio- 
nale Identität — da hockt sie vor aller Au- 
gen! Innenminister Brice Hortefeux po- 
saunte in allen Medien hinaus, er habe Ein- 
wanderungs- und Identitäts-Minister Eric 
Besson in einem Brief aufgefordert, dem 
Ehemann der 31-Jährigen seine französi- 
sche Staatsbürgerschaft zu entziehen. Sein 
Ministerkollege Besson erklärte daraufhin, 
dies tatsächlich prüfen zu wollen. Es habe 
sich nämlich herausgestellt, so begründete 
Hortefeux seine „Denunzierung“, dass der 
Ehemann in Polygamie lebe (welche strikt 


verboten ist) und ferner „Sozialleistungen 
erschlichen“ habe, da nämlich ‚jede seiner 
vier Ehefrauen Kindergeld als Alleinerzie- 
hende“ für seine angeblich zwölf Kinder 
beantragt habe. Einer der Clous an der Sa- 
che ist jedoch, dass dies — also das Bezie- 
hen von Kindergeld als alleinerziehende 
Elternteile -, (sofern die Darstellung der 
Sache zutrifft) überhaupt nur möglich war, 
weil mindestens drei der Frauen eben nicht 
mit dem Mann verheiratet waren. Er mag 
sie außerhalb jeder rechtlich anerkannten 
Ehe geschwängert haben. Aber dies ist nun 
einmal nichts, was in der französischen 
Gesellschaft derart ungewöhnlich wäre. 
Frankreichs Starkoch Paul Bocuse war sein 
Leben lang stolz darauf, erklärtermaßen 
permanent eine Ehefrau und zwei Geliebte 
unterhalten zu haben. Ansonsten gilt für 
den Mann in Nantes, wie die Boulevardzei- 
tung ‚Le Parisien‘ oder das Internetportal 
‚Le Post.fr‘ richtig feststellten, dass die 
Vorwürfe betreffend seines angebliches 
Privatleben „nur schwer zu beweisen sein 
dürften“. 

Inzwischen hat auch der Betreffende 
selbst reagiert und man kennt auch seinen 
vollen Namen, nachdem sein Foto ohnehin 
schon seit Tagen von sämtlichen Zeitungs- 
ständern herunter prangte, während von 
seinem Namen nur seine Initialen „L.H.“ 
bekannt waren. Nun ist seine Identität be- 
kannt: Lies Hebbadj, geboren 1975 in Al- 
gier, aber als Kleinkind nach Frankreich 
gekommen und dort aufgewachsen; seit 
1999 französischer Staatsbürger, aufgrund 
seiner Heirat mit einer französischen 
Staatsbürgerin (der heute 31jährigen Auto- 
fahrerin „mit eingeschränkten Sichtfähig- 
keiten“). Er soll dem Tabligh, einer charis- 
matisch-pietistischen Islamistenbewegung 
— eher ohne umstürzlerischen Anspruch — 
angehören. Also einer sektenförmigen pie- 
tistischen Glaubensrichtung, ihr Name 
kommt von al-tablighat (Werbung, Rekla- 
me, auch: Propaganda), die ihr geographi- 
sches Zentrum in Pakistan und Indien auf- 
weist und die sicherlich auch das soziale 
Alltagsleben ihrer Mitglieder sichtbar 
prägt. Die Pariser Abendzeitung ‚Le Mon- 
de’ zeichnet in einem Hintergrundartikel 
über „die Persönlichkeit von Lies Hebbadj, 
die sich zwischen Gerüchten und gesicher- 
ten Informationen abzuzeichnen beginnt“ 
das Bild eines Mannes, der freilich nur 
ziemlich ungefähre Kenntnisse vom Islam 
aufweise. Er bediene sich einer (tenden- 
ziell selbstgebastelten) Berufung auf die is- 
lamische Religion, so zitiert das Blatt Ken- 
ner der örtlichen Verhältnisse, „um Ein- 
fluss auf Frauen auszuüben“. Kurz, eine 
Art bärtiger Sektenguru aus dem Mittel- 
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meerraum, mit einem gewissen Erfolg bei 
Damen. 

Am Montag, 26. April 10 stand Lies 
Hebbadj nun in der französischen Presse 
Rede und Antwort zu den Vorwürfen udn 
tat dies auf durchaus nicht unintelligente 
Weise: Nein, er sei überhaupt nicht poly- 
gam; und er prüfe, ob er nicht Strafanzeige 
gegen den französischen Innenminister 
wegen „Diffamierung“ erstatte. Ja, er räu- 
me ja ein, dass er „Geliebte“ gehabt habe 
oder habe. Aber dies sei nicht verboten. 
Oder wolle man „allen Franzosen, die Ge- 
liebte haben, ihre Staatsbürgerschaft ent- 
ziehen“? Bemerkenswert für einen mut- 
maßlichen Islamisten: Er positioniert sich 
auf diese Weise ausdrücklich auf dem 
nicht-religiösen Terrain (statt zu antworten, 
Allah und der Qoran erlaubten ihm nun 
einmal so-und-so-viele Ehefrauen). Dies 
nur als kleine Ironie der Geschichte, am 
Rande. Ansonsten ist höchst wahrschein- 
lich, dass der 34- oder 35-jährige franzö- 
sisch-algerische Doppelstaatsbürger ge- 
sellschaftlichen und „religiösen“ Vorstel- 
lungen — wohl zum Guteil „Marke Eigen- 
bau“ — anhängt, mit denen Unsereins aus 
gutem Grund herzlich wenig zu tun haben 
möchte. 


Keine „Ausländerinnen”frage! 


Was zunächst kaum jemandem auffiel: Am 
untauglichsten ist dieser „Skandal“ dann, 
wenn es darum gehen soll, im Kontext der 
Debatte um den Platz „des Islam“ und um 
die „nationale Identität“ eine Grenze zwi- 
schen „Uns“ und „Ihnen“, zwischen dem 
„Eigenen“ und den „Fremden“ zu ziehen. 
Die werte Dame von Nantes — mit Vorna- 
men Anne und angeheiratetem Familienna- 
men Hebbadj ist nämlich eine im Erwach- 
senenalter zum Islam konvertierte weiße 
„Herkunftsfranzösin“. Ihr Mann hingegen 
ist ein im Kindesalter nach Frankreich ge- 
kommener und dort aufgewachsener Alge- 
rier. Jedenfalls der Ehefrau als „‚Herkunfts- 
Französin“ — die wohl keine zweite Natio- 
nalität zusätzlich besitzt — kann man folg- 
lich die Staatsbürgerschaft auch nicht ent- 
ziehen. Ein Gutteil der Ganzkörperverhül- 
lung tragenden Frauen im Land sind 
gleichfalls Konvertitinnen und „Abstam- 
mungsfranzösinnen“ — handelt es sich 
doch eher um ein Sektenphänomen, und es 
ist allgemein bekannt, dass frisch Konver- 
tierte oft die extremsten oder verrücktesten 
Anhänger/ innen ihres jeweiligen neuen 
Glaubens abgeben. Als die Polizisten die 
Dame am Steuer ihres Autos kontrollier- 
ten, hielten sie die Fahrerin mit den Worten 
auf: „Das (ihr Kleidungsstück) ist bei uns 
nicht willkommen.“ Woraufhin sie — in der 
Sache durchaus richtig — erwiderte, „bei 
uns“, das sei auch bei ihr zu Hause. 


Reaktionen: von der Sozialdemokratie 
bis zu Le Pen 


Die Sache löste eine Polemik aus, nach- 
dem die sozialdemokratische Parlaments- 
opposition den beiden Ministern Hortefeux 


10 :antifaschistische nachrichten 9-2010 


und Besson vorwarf, einen — zum Teil un- 
geklärten — Einzelfall aus durchsichtigen 
politischen Gründen aufgebauscht zu ha- 
ben. Die Sozialdemokratie versucht nun 
der durch das Regierungslager aufgestell- 
ten Falle (‚‚Entweder Ihr stimmt mit uns für 
unser Gesetzesvorhaben zum Burgaverbot 
und gebt uns dadurch Recht, oder aber ihr 
stimmt dagegen und erscheint als Freunde 
oder Sympathisanten der Fundamentalis- 
ten“) zu entgehen, indem sie ihren eigenen 
Gesetzesvorschlag zum Thema vorlegt. 
Diesen möchte ihr Fraktionsvorsitzender 
Ayrault am Dienstag, 4. Mai im Parlament 
vorlegen. Er wird mutmaßlich „softer“ als 
jener des Regierungslagers ausfallen und 
kein allgemeines, sondern ein an bestimm- 
te Örtlichkeiten (Serviceschalter, ...) ge- 
koppeltes Verbot der entsprechenden Klei- 
dung beinhalten. 

Die Vorsitzender der KP, Marie-George 
Buffet, kündigte am 2. Mai an, sie werde 
dem Regierungsentwurf „nicht zustim- 
men“. Dabei weist die französische KP 
aber mindestens einen prominenten „Dissi- 
denten“ in ihren Reihen auf: Andre Gerin, 
den Bürgermeister von VE£nissieux bei 
Lyon. Er wirkte von Juni 2009 bis Januar 
2010 an den Vorarbeiten einer Parlaments- 
kommission für den Gesetzesentwurf mit. 
Nun steht er natürlich im Rampenlicht der 
Öffentlichkeit und wurde etwa am 2. Mai 
ausführlich im Fernsehen interviewt. 

Rechtsextremenführer Jean-Marie Le 
Pen lobte den amtierenden Innenminister 
Hortefeux, und sprach von einem Skandal 
in Gestalt von „Burgatragen, Polygamie 
und Missbrauch unserer französischen So- 
zialleistungen“. Und er fügte hinzu, falls er 
selbst „an der Macht wäre, dann würde ich 
das Bodenrecht (ius soli) abschaffen.“ Un- 
verzüglich. Um der französischen Staats- 
angehörigkeit solcher Menschen wie eben 
Lies Hebbadj den Boden unter den Füben 
zu entziehen. Nur, das war vollständig 
„Ihema verfehlt“: Monsieur L.H. ist näm- 
lich gar nicht in Frankreich geboren, ob- 
wohl dort aufgewachsen, und daher auch 
gar nicht durch das „Bodenrecht“ Franzose 


geworden. Vielmehr verdankt er seine 
Staatsbürgerschaft seiner 1999 geschlosse- 
nen Ehe mit einer Französin. Eben der 
Dame hinter dem Steuer des Autos. Seine 
Tochter, Marine Le Pen, erklärte inzwi- 
schen den Regierungsentwurf als „völlig 
unzureichend“. Er treffe ferner nur „ein 
Symptom der Islamisierung“, welch selbi- 
ge wiederum nur ein Symptom der „Mas- 
seneinwanderung“ sei. 


Vorläufiges Fazit 


Alle Probleme um den, oft auch dezidiert 
anti-emanzipatorischen, Gehalt von „Glau- 
bensvorschriften“ und -inhalten sind da- 
durch sicherlich nicht gelöst. Aber fest 
steht jedenfalls so viel: Die Versuche des 
rechten Regierungslagers ebenso wie der 
extremen Rechten, die „Islamfrage“ (fest- 
gemacht an einem Kleidungsstück, das oh- 
nehin quasi nur in Sektenkreisen angetrof- 
fen wird) zu benutzen, um auf die Frage 
nach „unserer“ Identität zu antworten — 
und eine Grenze zwischen „Uns“ und „Ih- 
nen“ zu konstruieren — sind ebenso unsin- 
nig wie politisch gefährlich. 

Der französische Widerstandskämpfer, 
Künstler und Schauspieler Pierre Dac 
merkte in der Vergangenheit einmal sarkas- 
tisch an: An dem Tag, an dem man im 
Streit jemanden als ‚sale con‘ (ungefähr: 
dreckiger Idiot) beschimpft und nicht als 
‚sale juif“ (dreckiger Jude), sei man einen 
Schritt vorwärts gekommen. Auf eine völ- 
lig ähnlich gelagerte Problematik treffen 
wir hier: Dass die Ideen oder Haltungen ei- 
nes Lies H. durchaus reichlich kritikwürdig 
sein mögen, ist die eine Sache. Ob er nun 
„Ausländer“ oder „‚Franzose‘‘ zu sein hat, 
und ob „die Einwanderer auf betrügerische 
Weise von unseren Sozialkassen profitie- 
ren“ — denn genau so lautet die Message, 
die über die „Affäre von Nantes“ transpor- 
tiert wird — hingegen eine völlig andere. Im 
ersteren Falle handelt es sich um eine echte 
gesellschaftliche Frage, im letztgenannten 
Falle schlicht um eine rassistische Bot- 
schaft. 

Bernhard Schmid, Paris I 
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Zweiter Suizid in der Ham- 
burger Abschiebungshaft 


Am Freitagmorgen (16.4.) wurde eine 
34-jährige Frau aus Indonesien in der 
Justizvollzugsanstalt Hahnöfersand er- 
hängt in ihrer Zelle gefunden. Erst drei 
Wochen zuvor nahm der junge David. M. 
sich in der Abschiebungshaft das Leben 
(siehe AN 6/10). Abschiebungshaft ist 
unverhältnismäßig. Menschen die nicht 
wegen einer Straftat zu einer Haftstrafe 
verurteilt wurden oder einer solchen Tat 
zumindest verdächtig sind. gehören nicht 
in ein Gefängnis. Kir- . 

chen und Diakonie er- 
mahnen den Gesetzge- 
ber seit Jahren, die Ab- ' 
schiebungshaft abzu- 
schaffen, aber sie stellt 
nur die Spitze einer in- 
humanen Flüchtlings- 
politik dar. 

Die beiden Suizide 
der vergangenen Wo- 
chen korrespondieren 
mit zahlreichen Suizid- 
versuchen in der Ab- 
schiebungshaft und 
sehr vielen Suizidver- 
suchen und Suiziden im 
Vorfeld der Abschie- 
bung. In jeder Sprech- 
stunde treffen wir auf 
verzweifelte Menschen, 
deren Angst vor einer 
drohenden Abschiebung 
so groß ist, dass sie ei- 
nen selbst herbei geführ- 
ten Tod als einzige Möglichkeit formulie- 
ren, den Ausgang ihres Lebens noch mit- 
zubestimmen. Wir vermitteln diese Men- 
schen in Psychotherapie, aber was sie 
wirklich bräuchten, wäre Sicherheit und 
Anerkennung. Wie viele Flüchtlinge sich 
nach einer Abschiebung das Leben neh- 
men, hat noch niemand untersucht. 

Die schweren Traumatisierungen, die 
diese Menschen oft erlitten haben, wer- 
den im Asylverfahren nicht erkannt, ihre 
Geschichten mit leichter Hand als „offen- 
sichtlich frei erfunden“ abgetan und da- 
mit ein Abschiebungsapparat in Gang ge- 
setzt, indem von nun an niemand mehr 
nach den Gründen für verzweifelte Angst 
und Suizidankündigungen fragt. Auch 
dann nicht, wenn er über einen Haftan- 
trag zu entscheiden hat. Wer in der Haft- 
prüfung beim Amtsgericht, seine Furcht 
vor einer Rückkehr gesteht, wer die Fra- 
ge, ob er freiwillig ausreisen würde, mit 
den Worten „Ich kann nicht! Das wäre 
mein Ende! lieber töte ich mich selbst!“ 
beantwortet, liefert gerade damit einen 


Grundlage der Abschiebepraxis des CDU-GAL-Senats ge- 
genüber kranken Flüchtlingen ist nach wie vor die „Dienst- 
anweisung zum Umgang mit ärztlichen Attesten“ vom 
11.12.2001 des rechtspopulistischen Ex-Innensenators Ro- 
nald Barnabas Schill. Diese weist die Missachtung ärztli- 
cher Atteste an. Seit 2002 werden nicht mal mehr Amtsärz- 
te beteiligt. Bild: Demonstration 24.4.2010 


Haftgrund. Ursache der zwei tragischen 
Todesfälle ist nicht die Abschiebungshaft, 
sondern die Tatsache, dass Deutschland 
seine Verpflichtung zum Flüchtlings- 
schutz und den Schutz der Grundrechte 
von Flüchtlingen entschieden zu leicht- 
fertig handhabt. Daran wird auch ein 
„runder Tisch“ zur Aufklärung des jüngs- 
ten Todesfalles nichts ändern. Auch „Al- 
ternativen zur Abschiebungshaft“ oder 
Verbesserungen der Haftbedingungen zu 


prüfen, geht von den falschen Prioritäten 
aus. Zunächst sollten wir das Leben und 
die körperliche Unversehrtheit von 
Flüchtlingen sicher stellen, und nicht ihre 
Ausreise. Fluchtpunkt, 19.4. 5 


Abschiebehaft sofort 
abschaffen!! oder 
Wieviel Tote muss es 
noch geben? 


Am Freitag starb erneut ein Mensch in 
Abschiebehaft. Yeni P. ist seit dem 23. 
Februar 2010 inhaftiert. Vermutlich weil 
sie sich ohne gültige Papiere in Hamburg 
aufhielt. Dies ist in den Augen der Behor- 
den ein Verbrechen. Yeni P. hat nichts an- 
deres gemacht, als sich ihr selbstver- 
standliches Recht auf Bewegungsfreiheit 
wieder anzueignen. 

Vermutlich hat sie, wie so viele andere 
auch, hart und für zu wenig Lohn gear- 
beitet, in der Gastronomie im Reini- 
gungsgewerbe oder woanders. Ihr Ver- 


brechen war es, sich ein selbstbestimmtes 

Leben zu wünschen, in dem sie selbst 

entscheidet, wo sie lebt und nicht die Be- 

hörden. 

Bereits am 7. Marz nahm sich David 
M, ebenfalls in Abschiebehaft, das Le- 
ben. CDU und GAL hatten genügend 
Zeit, Konsequenzen aus dem Todesfall 
von David M. zu ziehen. Sie hätten somit 
den Selbstmord von Yeni P. verhindern 
können. Falls sie nicht sofort die Ab- 
schiebehaft abschaffen, werden sie auch 
weiterhin die Verantwortung tragen, falls 
sich erneut jemand in Abschiebehaft das 
Leben nehmen sollte. 

Der verantwortliche Justizsenator Till 
Steffen äußerte seine Betroffenheit, aber 
davon hat Yeni P. jetzt auch nichts mehr. 
Die GAL kündigte an, einen runden 
Tisch einzurichten, um über den Selbst- 
mord zu reden. 

Aber hier gibt es nichts zu reden! Wir 
sagen der schwarz-grünen Koalition: 

Schaffen Sie die Abschiebehaft ab! Das 
ist das einzige, was Sie jetzt zu tun ha- 
ben! Alles andere ist die billigende In- 
kaufnahme weiterer Toter durch ein un- 
menschliches Abschiebesystem. 

Hamburgs Innensenator Ahlhaus als 
derzeitiger Vorsitzender der IMK (Innen- 
ministerkonferenz) hatte auch die Mög- 
lichkeit, die Abschaffung der Abschiebe- 
haft bundesweit zum Thema zu machen. 
Doch im Gegenteil weigerte er sich auf 
einer Veranstaltung am letzten Dienstag 
im Altonaer Rathaus auf den kürzlichen 
Selbstmord von David M. in Hamburger 
Abschiebehaft einzugehen, stattdessen 
setzte er Polizeigewalt gegen Teilnehme- 
ıInnen der VA ein, die kritische Fragen 
stellten und gegen die Senatspolitik pro- 
testierten. Und dazu ließ er Lügen in der 
Presse über sie verbreiten ... 

Im Übrigen wiederholen wir ange- 
sichts des 2. Suizids am letzten Freitag in 
Hamburger Abschiebehaft unsere nicht 
erst nach dem Tod von David M. bereits 
mehrfach gestellten Forderungen an den 
Hamburger Senat: 

« Sofortige Abschaffung der Abschiebe- 
haft 

e Rücktritt der dafür verantwortlichen Se- 
natoren Ahlhaus und Steffen! 

« Schluss mit der menschenrechtswidri- 
gen Ausgrenzungs- und Abschiebepoli- 
tik gegen Flüchtlinge und MigrantIn- 
nen! 

« Bleiberecht und gleiche Rechte für alle! 

Flüchtlingsrat Hamburg U 
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GRÜNE fordern Aussetzung 
des Kosovo-Rückführungs- 
abkommens 


NIEDERSACHSEN. Die flüchtlingspoliti- 
sche Sprecherin der Landtagsgrünen Filiz 
Polat hat gefordert, das Rückführungsab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Kosovo 
auszusetzen. „Noch bevor das Abkom- 
men ratifiziert wurde, haben die Bundes- 
länder und insbesondere Niedersachsen 
das Abkommen bereits gebrochen“, sagte 
die Grünen-Politikerin am 16.4. in Han- 
nover. Die vereinbarten Kriterien zur 
schrittweisen Rückführung von Roma 
seien von Anfang an nicht eingehalten 
worden. 

Polat bezieht sich auf ein internes 
Schreiben des Bundesministeriums an 
die Länderinnenminister, in dem sich das 
Ministerium über „die Außenwahrneh- 
mung Deutschlands durch die Republik 
Kosovo“ sorge. Weiter heißt es dort, dass 
durch die „mediale Fokussierung“ des 
Themas die „schrittweise Rückführung“ 
von besonderer Bedeutung sei. 

„Das ist ein klares Zeugnis dafür, dass 
sich die Länder nicht an die internationa- 
le Vereinbarung halten. Niedersachsen 
will die Roma so schnell wie möglich los 
werden. Erschreckend daran ist, dass man 
sich mehr um die Außenwahrnehmung 
Sorgen macht, als um das Schicksal der 
abgeschobenen Familien“, sagte die Grü- 
nen-Politikerin. Polat kündigte an, zu die- 
ser Frage eine Unterrichtung im Aus- 
schuss für Bundes- und Europaangele- 
genheiten zu beantragen. 

Quelle: Pressemitteilung von Bündnis 
90/Die Grünen im Niedersächsischen 
Landtag v. 16.4.2010 


Integrationsverträge als 
Grundlage für Integration? 


In Frankreich wurde gerade der 500.000 
Vertrag zur „Begrüßung und Integration“ 
unterschrieben. Bereits seit 2007 existie- 
ren die Verträge zwischen dem Französi- 
schen Staat und Einwanderern und Ein- 
wanderinnen. Ziel der Verträge ist die 
verbesserte Integration. So verpflichten 
sich Migrantinnen und Migranten an 
Kursen für Staatsbürgerkunde und falls 
erforderlich an Sprachkursen teilzuneh- 
men. Außerdem können sie eine Beurtei- 
lung ihrer beruflichen Fähigkeiten und 
Erfahrungen erhalten. 

Auf der Grundlage des Koalitionsver- 
trages zwischen CDU und FDP sollen nun 
auch in Deutschland solche Verträge ein- 
geführt werden. Darin soll das Beherr- 
schen der deutschen Sprache aber auch 
die Bereitschaft zur Teilhabe festgelegt 
werden. Werte, zu denen sich Ausländer 
und Ausländerinnen darin bekennen müs- 
sen, sind unter anderem die Meinungsfrei- 
heit, die Religionsfreiheit und die Gleich- 
berechtigung der Frau. Die Vorschläge 
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stießen in Deutschland auf starke Kritik. 
Insbesondere werden weitere Sanktionen 
gegen Einwanderer befürchtet, sollten 
diese die Verträge nicht im Sinne der Bun- 
desregierung erfüllen. Auch ist völlig un- 
klar, wie die Integrationsfortschritte ge- 
messen werden könnten. 

Zudem wird die Sinnhaftigkeit eines 
gesonderten Vertrages angezweifelt. 
Schon bisher gibt es Sanktionsmöglich- 
keiten beispielsweise im Falle der Ver- 
weigerung zur Teilnahme an einem 
Sprachkurs. Diese fallen jedoch milder 
aus als in Frankreich. Dort ist im Falle 
des Nichteinhaltens des Vertrages die 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
gefährdet. 

Quelle: Publikation „Europa: 
Integriert. April 2010“ I 


Bisher größte Beteiligung: 
Internationale Wochen 


gegen Rassismus 2010 

Der vom Interkulturellen Rat veröffent- 
lichte Veranstaltungskalender zu den 
diesjährigen Internationalen Wochen ge- 
gen Rassismus verzeichnet bundesweit 
mehr als 900 Veranstaltungen in fast 300 
Städten und Gemeinden. Die diesjährige 
Kampagne vom 15.-28. März 2010 war 
damit die umfangreichste und vielfältigs- 
te in der Geschichte der Aktionswochen. 

Insbesondere zivilgesellschaftliche Ak- 
teure wie Schulen und Volkshochschulen, 
Sportvereine, Gewerkschaften, Betriebe 
und lokale Initiativen haben die diesjähri- 
gen Wochen gegen Rassismus mit gro- 
ßem Engagement und viel Kreativität zu 
einem Erfolg werden lassen. Immer mehr 
Städte und Gemeinden stellen eigene 
Veranstaltungsprogramme zusammen: 
Das Referat für Migration und Integrati- 
on der Stadt Leipzig erarbeitete ein Pro- 
gramm mit 35 Veranstaltungen, der Aus- 
länder- und Integrationsbeirat der Stadt 
Erlangen hat zwölf Veranstaltungen initi- 
iert und ein Zusammenschluss von Ju- 
gendeinrichtungen der Stadt Saarbrücken 
hat mit einem vielfältigen eigenen Pro- 
gramm gezeigt, dass sich insbesondere 
auch junge Menschen für eine weltoffene 
und demokratische Gesellschaft einset- 
zen. Dort hat der Saarländische Minister- 
präsident Peter Müller die Schirmherr- 
schaft übernommen und damit einen 
Kontrapunkt zur sonst eher zurückgehen- 
den Beteiligung von Politikerinnen und 
Politikern gesetzt. 

In den Veranstaltungen im Rahmen der 
Aktionswochen wurden vorwiegend ak- 
tuelle gesellschaftliche Debatten wie die 
prekäre soziale Situation von Flüchtlin- 
gen und Geduldeten, die eingeschränkten 
Partizipationsrechte für Migrantinnen 
und Migranten und die soziale Ausgren- 
zung von Minderheiten aufgegriffen. Vie- 
lerorts setze man sich mit Antisemitis- 
mus, Antiziganismus und insbesondere 
mit antimuslimischem Rassismus ausei- 


nander. Lediglich eine Veranstaltung der 
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, 
Energie in Haltern am See zum Thema 
„Rechtsextremismus“ wurde von dreißig 
Neonazis gestört, die im Saal das Lied 
der Hitlerjugend anstimmten und die 
schwarz-weiß-rote Flagge präsentierten. 
Der große Erfolg der diesjährigen In- 
ternationalen Wochen gegen Rassismus 
ist auch ein Verdienst der mehr als sech- 
zig Kooperationspartner, Sponsoren und 
Unterstützer des Projekts. Die Unterstüt- 
zung durch zahlreiche Unternehmen aus 
der gewerblichen Wirtschaft macht deut- 
lich, dass wirtschaftliches und soziales 
Engagement beim Einsatz gegen Rassis- 
mus zusammengeführt werden können. 
(Hintergrund: Im Jahr 2010 jährte sich 
das „Massaker von Sharpeville“, bei dem 
am 21. März 1960 in Südafrika 69 friedli- 
che Demonstranten erschossen wurden, 
zum fünfzigsten Mal. Seit 1979 veran- 
stalten die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen im Gedenken an das Massaker 
alljährlich Wochen der Solidarität mit den 
Opfern und Gegnern von Rassismus.) 
Quelle: Pressemitteilung Interkulturel- 
ler Rat in Deutschland e.V. Darmstadt, 
26. März 2010 WM 


Deportations are a Crime - 
Abschiebungen sind ein 


Verbrechen! 

Tod im Atlantik, Tod im Mittelmeer, Tod 
am Flughafen, Tod in Abschiebeknästen: 
das restriktive und repressive EU-Grenz- 
regime hat in den letzten Jahren Tausende 
von Toten zu verantworten. Mit den Kon- 
troll- und Abfangoperationen an den Au- 
ßengrenzen wird das Ertrinken, Verdurs- 
ten oder Erfrieren von unzähligen Flücht- 
lingen und MigrantInnen als Abschre- 
ckung einkalkuliert. Doch auch die hiesi- 
ge Abschiebepolitik führt immer wieder 
zu Verletzten und sogar Todesopfern, in 
den letzten Wochen haben sich in Ham- 
burg gleich zwei Menschen in Abschie- 
behaft das Leben genommen. In der 
Schweiz wurde im März ein nigeriani- 
scher Flüchtling bei der Abschiebung ge- 
tötet, zunehmende Sammelabschiebun- 
gen, von der europäischen Grenzschutz- 
agentur Frontex koordiniert, laufen — un- 
ter Ausschluss aller Öffentlichkeit — be- 
sonders brutal ab. 

Im Jahr 2009 wurden allein aus der 
BRD über 7000 Menschen abgeschoben, 
neue Rückführungsabkommen sollen 
diese Zahl in den nächsten Jahren wieder 
erhöhen. 

Im Mai und Juni gibt es zwei Termine, 
an denen die unmenschlichen bis tödli- 
chen Verhältnisse an den Außengrenzen 
wie auch im Innern der Festung Europa 
lautstark kritisiert werden sollen: 

Am 8. Mai 2010 findet in Karlsruhe 
eine Demonstration gegen einen zentra- 
len Abschiebeflughafen für den südlichen 
Teil Deutschlands statt. Insbesondere die 


stark umstrittenen Abschiebungen von 
Roma und anderen Minderheiten in den 
Kosovo werden maßgeblich über den De- 
portation Airpark Baden-Baden vollzo- 
gen. (http://www.aktionbleiberecht.de/ 

Vom 4.-6. Juni 2010 wird Jena zum 
Schauplatz eines antirassistischen Festi- 
vals zur Erinnerung der Toten, die die eu- 
ropäische Abschottungsmaschinerie seit 
Jahren zur Folge hat. Drei Tage lang soll 
die Wut und Trauer über die Verhältnisse 
kreativ, laut und kämpferisch in Form po- 
litischer und künstlerischer Aktionen in 
die Öffentlichkeit getragen werden 
(http://www.karawane-festival.org/). 

Bei unserer Kundgebung in Frankfurt 
am 4.5. gibt es Informationen zu beiden 
Mobilisierungen. Dazu passend zeigen 
wir in einer Vorpremiere den 20 minüti- 
gen Kurzfilm „Reise ohne Rückkehr - 
Endstation Frankfurter Flughafen“ von 
Güclü Yaman. In dieser Dokumentation 
werden die Ereignisse, die 1999 am 
Frankfurter Flughafen zum Tod von Aa- 
mir Ageeb führten, aktengetreu nachge- 
spielt: eine gelungene, weil schonungslos 
entlarvende Inszene-Setzung dieses staat- 
lich rassistischen Gewaltaktes. 

Aktionsbündnis gegen Abschiebungen 
Rhein-Main, 
wwu.aktivgegenabschiebung.de 


Anti-Folter-Komitee kritisiert 
Umgang mit Flüchtlingen 


Das Anti-Folter-Komitee des Europarates 
hat in einem aktuellen Bericht bestätigt, 
was Menschenrechtsorganisationen seit 
langem kritisieren: Italiens Umgang mit 
Flüchtlingen auf hoher See verstößt ge- 
gen die Menschenrechte und die Grund- 
sätze des Flüchtlingsschutzes. 

Italiens Praxis, auf hoher See aufge- 
brachte Flüchtlingsboote umgehend u.a. 
nach Libyen zurückzuschicken, ohne 
Asylanträge zu prüfen, ist eine besonders 
skrupellose und für die Betroffenen 
höchst gefährliche Variante europäischer 
Praktiken, die die Genfer Flüchtlingskon- 
vention unterlaufen. PRO ASYL unter- 
stützt deshalb aus seinem Rechtshilfe- 
fonds die Klage von 24 Menschen aus 
Somalia und Eritrea, die die italienische 
Küstenwache am 6. Mai 2009 aufgegrif- 
fen und umgehend nach Libyen zurück- 


geschickt hatte. Zum ersten Mal wird 
sich der EGMR im Fall Hirsi v. Italy mit 
der Frage auseinandersetzen müssen, ob 
die Zurückschiebungspraxis ein Verstoß 
gegen Artikel 3 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention ist. Dieser verbie- 
tet Folter oder inhumane oder erniedri- 
gende Behandlung. Bei der Überstellung 
nach Libyen geraten Betroffene immer 
wieder in Haftzentren, wo unmenschliche 
Bedingungen herrschen. Auch sind mehr- 
fach Flüchtlinge von Libyen in ihre Her- 
kunftsstaaten und damit in die Verfolgung 
deportiert worden. 

PRO ASYL kritisiert, dass die italieni- 
schen Praktiken bisher von den EU-Mit- 
gliedstaaten nicht ernsthaft kritisiert wor- 
den sind. „Die Einhaltung der Menschen- 
rechte ist nicht nur Aufgabe der einzelnen 
Mitgliedstaaten, sondern Pflichtpro- 
gramm der Gesamt-EU,“ so PRO ASYL- 
Europareferent Karl Kopp. 

„Menschen- und flüchtlingsrechtliche 
Anforderungen an Maßnahmen der 
Grenzkontrolle auf See“ waren bereits 
Gegenstand eines Gutachtens, das das 
European Center for Constitutional and 
Human Rights im Auftrag der Stiftung 
PRO ASYL, Amnesty International und 
des Forums Menschenrechte im Septem- 
ber 2007 erstellt hat. Darin heißt es u.a.: 
„Als Konsequenz aus dieser Zusammen- 
schau flüchtlings-, menschen- und see- 
rechtlicher Normen ergibt sich, dass Staa- 
ten die flüchtlings- und menschenrechtli- 
chen Anforderungen nicht dadurch um- 
gehen können, dass Grenzkontrollmaß- 
nahmen — d.h. Abfangen, Zurückweisen, 
Umleiten etc. von Flüchtlingsbooten - als 
Rettungsmaßnahmen deklariert werden.“ 
Genau dies hat Italien in seiner Antwort 
auf die Vorwürfe des Anti-Folter-Komi- 
tees erneut versucht. 

Italiens Antwort ist ein Konzentrat aus 
Ausreden und Schutzbehauptungen. So 
heißt es darin: Zum Alter und zur Staats- 
angehörigkeit der nach Libyen verbrach- 
ten Migranten könne man keine Auskunft 
geben, weil es in der Natur der Sache sol- 
cher „Rettungsoperationen“ liege, Ent- 
sprechendes nicht in Erfahrung bringen 
zu können. 

Quelle: Presseerklärung proasyl 
29. April 2010 M 


Region Harz: Kreistag ge- 
gen Abschiebung von Roma 


GOSLAR. Gegen die Stimmen der CDU 
hat der Kreistag mehrheitlich eine Reso- 
lution gegen die Abschiebung von Roma 
und anderen Minderheiten aus dem Ko- 
sovo auf den Weg gebracht. 

Der Kreistag ruft Bund und Land nach 
dem Vorbild anderer Kommunalparla- 
mente zu einem Abschiebestopp auf. 
„Wir halten eine Abschiebung von Roma- 
Familien und anderer Minderheiten unter 
den gegenwärtigen Umständen für 
ethisch nicht vertretbar“, heißt es in dem 


Papier, das die Grünen initiiert haben. 
Deren Fraktionschef Stefan Scheele hatte 
von „Massenabschiebungen“ gesprochen 
und an die Verantwortung Deutschlands 
nach dem Zweiten Weltkrieg erinnert. 
Nicht nur Scheele hatte die CDU aufge- 
fordert, sich der Resolution anzuschlie- 
ßen. Der Verein Leben in der Fremde hat- 
te vor der Sitzung einen Offenen Brief an 
die Kreistagsfraktionen gerichtet, und 
Vereinsvorsitzende Uta Liebau meldete 
sich in der Einwohnerfragestunde zu 
Wort und fragte, wie die CDU es mit ih- 
ren christlichen Werten halte. 

CDU-Fraktionschef Dr. Hubertus Köh- 
ler entgegnete, die Lage im Kosovo habe 
sich stabilisiert. Sein Fraktionskollege 
Uwe Schwenke de Wall sprach von ei- 
nem „nicht einfachen Thema“, argumen- 
tierte aber mit gesetzlichen Vorgaben und 
warf den Roma, die das Land nach Jahren 
der „Gastfreundschaft“ nicht verlassen 
wollten, indirekt Undankbarkeit vor. Für 
die FDP, die die Resolution ebenso wie 
SPD, Linke und Bürgerliste mittrug, lob- 
te Fraktionschef Dr. Jürgen Lauterbach 
den „angenehmen Ton“ der Debatte. 

Im Kreis Goslar leben 46 Menschen, 
denen aktuell die Abschiebung in den Ko- 
sovo droht. Landrat Stephan Manke er- 
klärte, seine Behörde habe keinen Ermes- 
senspielraum. Das Innenministerium 
habe die Ausländerbehörden aufgefor- 
dert, die Betroffenen abzuschieben. 

Quelle: Roma Virtual Network 


Landesregierung gibt Zu- 
sammenarbeit mit zweifel- 


haftem Gutachter zu 
NIEDERSACHSEN. Als erschreckend haben 
die schulpolitische Sprecherin Ina Korter 
und die migrationspolitische Sprecherin 
der Grünen im Landtag, Filiz Polat das 
Bekenntnis von Innenminister Schüne- 
mann bezeichnet, den mit fragwürdigen 
Gutachten für die Abschiebung von 
Flüchtlingen und die Versetzung von 
Lehrern in den vorzeitigen Ruhestand be- 
kannt gewordenen ehemaligen Leiter des 
Niedersächsischen Landeskrankenhauses 
Lüneburg Prof. Dr. med. V. auch weiter- 
hin als medizinischen Gutachter gegen- 
über den Gesundheitsämtern und Auslän- 
derbehörden zu empfehlen. Wie die Ant- 
worten der Landesregierung auf eine 
Dringliche Anfrage der Grünen im Land- 
tag gezeigt hätten, so die beiden Abge- 
ordneten, werde offenbar an einem „Ge- 
fälligkeitsgutachter“ festgehalten, der 
seine Gutachten im Sinne der Landesre- 
gierung abfasse. Dies sei auch deswegen 
skandalös, weil die Qualität dieser Gut- 
achten von anderen medizinischen Gut- 
achtern als mangelhaft bezeichnet und 
auch schon durch einen Landgerichtsbe- 
schluss als wertend gebrandmarkt wor- 
den war. 

Die Abgeordneten sehen sich durch die 
Antwort zur Dringlichen Anfrage in ih- 
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rem Verdacht bestätigt, dass die Landes- 
regierung durch Empfehlungen an nach- 
geordnete Ämter die Entscheidungen von 
Gesundheitsämtern und Ausländerbehör- 
den zu Lasten der Betroffenen zu beein- 
flussen versucht. 
Pressemitteilung v. 29.04.2010 Filiz Po- 
lat Fraktion Bündnis 90/Die Grünen I 


Polizeiliche Willkürmaßnah- 
me gegen das Kurdistan- 
Volkshaus e.V. 


HANNOVER. Mit einer völlig überzogenen 
Maßnahme überfiel die Polizei Braun- 
schweig mit ca. 10 Mannschaftswagen 
am Sonntag, den 18.4.2010 gegen 12:50 
Uhr das Kurdistan Volkshaus e.V. in der 
Nikolaistraße in Hannover. Die Durchsu- 
chung fand auf Beschluss des Amtsge- 
richts Lüneburg statt mit der fadenschei- 
nigen Begründung des Verdachts des Ver- 
stoßes gegen das Vereinsgesetz. 

Die Vorsitzende Resmiye Toprakli und 
der 2. Vorsitzende Murat Kizilboga äußer- 
ten: „Die schwerbewaffneten Polizisten 
verweigerten uns die Kontaktaufnahme zu 
unserem Anwalt. Die Polizei erteilte uns 
ein Schweigegebot und wir durften uns 
nicht von der Stelle bewegen. Die Anwe- 
senheit während der Durchsuchung wurde 
uns verwehrt.“ Die Durchsuchung richtete 
sich gegen eine Person aus Göppingen, 
die gelegentlich den Verein besucht haben 
sollte. Die Polizei beschlagnahmte zu- 
nächst die Flyer zu zwei Kulturveranstal- 
tungen, auf Protest mussten diese wieder 
zurückgegeben werden. 

Kurz nach Bekanntwerden erschienen 
auch zahlreiche deutsche Freundinnen 
und Freunde des Kurdistan-Volkshauses 
und protestierten lautstark. Ludwig List, 
Ratsherr der Linken sprach von einer Dis- 
kriminierung der kurdischen Mitbürger 
und eines Rechtsverstoßes des Amtsge- 
richts Lüneburgs: „Das unverhältnismäßi- 
ge Vorgehen der Polizei reiht sich unserer 
Beobachtung nach ein in eine systemati- 
sche Kriminalisierung und Einschüchte- 
rung der kurdischen Vereine. Wir werden 
uns solidarisch zeigen und gemeinsam da- 
gegen vorgehen.“ 

Resmiye Toprakli: Vorsitzende Kurdistan-Volks- 
haus e.V., Murat Kizilboga: Stellv. Vorsitzender 
Kurdistan-Volkshaus e.V., Ludwig List Ratsherr: 
Hannoversche DIE LINKE, Oliver Klauke: Vorsit- 
zender DIE LINKE Linden-Limmer, Dirk Ma- 
chentanz: Stellv. Vorstizender DIE LINKE Linden- 
Limmer, Gülten Kelloglu: Vorstandmitglied YEK- 
KOM e.V. 
Quelle: Kurdistan - Volkshaus e.V., Ni- 
kolaistraße 32, 30159 Hannover 


„Mit Flüchtlingen sprechen 
und nicht nur über sie” 

Unter diesem Motto hat der Saarländi- 
sche Flüchtlingsrat (SFR) einen Offenen 
Brief an alle Mitglieder des Innenaus- 


schusses des Saarländischen Landtages 
geschrieben. Der SFR kritisiert darin die 
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Entscheidung des Innenausschusses, zur 
geplanten Anhörung im Saarländischen 
Landtag zur Situation im Lager Lebach 
keine betroffenen Flüchtlinge einzuladen: 
„Es ist uns vollkommen unverständlich, 
dass zu dieser Anhörung, die der Verbes- 
serung der Unterbringungs- und Versor- 
gungssituation von Flüchtlingen im Saar- 
land dienen soll, die Betroffenen ausge- 
grenzt werden sollen.“, erklärte Peter No- 
bert vom Vorstand des SFR. Der Aus- 
schluss der Betroffenen setze die alte 
Flüchtlingspolitik fort, in der Flüchtlinge 
nur als Objekt staatlichen Handelns vor- 
kämen. In dem Brief heißt es dazu wört- 
lich: „Den Flüchtlingen im Landtag Ge- 
hör zu verschaffen und sich auch mit ih- 
ren Erfahrungen in Sachen Lagerleben zu 
konfrontieren, scheint uns in Bezug auf 
Teilhabe und Bürgerbeteiligung das 
Selbstverständlichste und Naheliegendste 
zu sein. Es scheint uns aber auch darüber 
hinaus das Mindeste zu sein, nachdem 
jahrelang die Situation im Lager Lebach 
an den Bedürfnissen der Bewohnerinnen 
und Bewohner vorbei von Verwaltung 
und Innenministerium schön geredet 
wurde.“ 
PM Saarländischer Flüchtlingsrat 
fluechtlingsrat@asyl-saar.de I 


Kirchenasyl in der 
Auferstehungsgemeinde 


ROTENBURG. Seit 21.4.2010 gewährt die 
Auferstehungsgemeinde in ihrem Kir- 
chenraum zwei Frauen Kirchenasyl. Sie 
stammen aus dem Kosovo, gehören zur 
diskriminierten Volksgruppe der Roma 
und leben seit 19 Jahren in Deutschland. 
Mutter (70) und Tochter (48) haben bis- 
her ein bewegendes und schweres Leben 
gehabt und sind beide sehr krank. Zu ih- 
nen gehört ein 22-jähriger Sohn, der in 
Rotenburg eine Ausbildung macht und 
darum ein eigenes Bleiberecht erworben 
hat. Der Landkreis Rotenburg hat der 
Mutter und der Großmutter die Abschie- 
bung nach Serbien angedroht. Die 
Rechtsmittel sind vorläufig ausgeschöpft. 

Die Unterstützerlnnen dieses Kirche- 
nasyls halten die angedrohte Maßnahme 
für ungerecht und unter humanitären Ge- 
sichtspunkten für nicht vertretbar. Aus- 
schlaggebend für diese Einschätzung 
sind der Gesundheitszustand und das Al- 
ter der Betroffenen, die Dauer ihres Auf- 
enthaltes in Deutschland, ihre Verwurze- 
lung hier mit der guten Integrationsper- 
spektive für den Sohn und die schlimme 
Situation, die sie nach einer Abschiebung 
erwartet. In Serbien haben sie nie gelebt. 
Dort haben sie keine Kontakte, keine 
staatliche Unterstützung und keinerlei 
Hoffnung auf die notwendige Gesund- 
heitsfürsorge. Auch im Kosovo gibt es 
nach übereinstimmender Meinung fast 
aller Sachkundigen keine zumutbare Le- 
bensperspektive für abgeschobene Roma- 
Flüchtlinge. 


Der Kirchenvorstand der Auferste- 
hungsgemeinde hat sich eingehend mit 
der Situation beschäftigt und einstimmig 
die Durchführung eines Kirchenasyls be- 
schlossen. Er wird dabei beraten und un- 
terstützt vom Ökumenischen Arbeitskreis 
Asyl im Kirchenkreis Rotenburg, von den 
Mitarbeitenden der Flüchtlingsberatung 
im Kirchenkreis und von Superintendent 
Hans-Peter Daub. 

Kirchenasyl ist kein rechtliches, son- 
dern ein moralisches Instrument. Es ist 
ein ‚öffentliches Verstecken‘ bedrohter 
Flüchtlinge, um die Behörden und ver- 
antwortlichen politischen Gremien zum 
Innehalten und erneuten Überdenken ih- 
rer Praxis und deren Konsequenzen zu 
bewegen. Die Flüchtlinge halten sich im 
Kirchengebäude der Auferstehungsge- 
meinde auf. Die Ziele und Forderungen 
des Kirchenasyls sind: 

DB keine Abschiebung nach Serbien, da die 
Frauen aus dem Kosovo kommen. (Dass 
die Flüchtlingsfrauen überhaupt serbi- 
sche Pässe haben, ist der komplizierten 
politischen Entwicklung auf dem Balkan 
zuzuschreiben, die es bis heute unmög- 
lich macht, kosovarische Pässe in 
Deutschland zu bekommen.) 

D keine Abschiebung von Kranken mit 
ärztlicher Begleitung, wie sie laut amts- 
ärztlichem Gutachten in diesem Fall 
zwingend notwendig wäre. 

B darum weitere Duldung für die Frauen. 

In einem Gespräch mit Landrat Her- 
mann Luttmann und weiteren Vertretern 
des Landkreises legten diese dar, dass der 
Aufenthalt der beiden Frauen in Deutsch- 
land illegal sei, dass sie zur Fahndung 
ausgeschrieben werden und keine Sozial- 
leistungen mehr erhalten. Landrat und 
Ausländerbehörde sehen sich von der 
Landesregierung mit der Aufgabe kon- 
frontiert, ca. 200 Flüchtlinge zur Ausreise 
zu veranlassen. Sie alle seien nur gedul- 
det und somit zur Ausreise aufgefordert. 
Auch wenn der Zeitrahmen flexibel sei, 
sei die Liste abzuarbeiten, zur Not auch 
durch die zwangsweise Abschiebung. An 
den politischen Vorgaben könne man im 
Landkreis nichts ändern. Der Eilantrag 
der beiden Frauen auf Aussetzung der 
Abschiebung sei gerichtlich abgelehnt 
worden. Damit seien sie ausreisepflich- 
tig. Mit einer Verlängerung der Duldung 
durch den Landkreis sei nicht zu rechnen. 

Nach erneuten Gesprächen hat der 
Landrat mit Rücksicht auf das Kirchena- 
syl veranlasst, dass zunächst alle weiteren 
Vorbereitungen einer zwangsweisen Ab- 
schiebung ausgesetzt wurden. Damit er- 
gibt sich eine konkrete Möglichkeit, auf 
dem Weg eines Härtefallantrages eine all- 
seits akzeptable humanitäre Lösung zu 
finden. Bis dahin wird ein breiter Unter- 
stützerkreis in und um die Auferstehungs- 
gemeinde das Kirchenasyl aufrecht erhal- 
ten. 

Presseinformation zum Kirchenasyl in 
der Auferstehungsgemeinde 27.4.2010 I 


fußnote* 


KZ-AUSSEHLABEN 
BLORM & VDSS 


ANFANG APRR. 1945 ARBEITETEN 
2 ÜBER 400 KZ-HÄFTLINGE IN. DER 
WERFT BLOHM &V0SS 
DAS AUSSENLABERBESTAND 
\ SEIT OKTOBER 1944. 
VOR ORT ERINNERT HEUTE 

NICHTS MEHR AN DIE HÄFTLINGE 


Fußnote * 


Die Geschichte des Nationalsozialismus ist im öffentli- 
; chen Raum Hamburgs durchaus präsent — durch Ge- 

; denkstätten, Gedenktafeln und nicht zuletzt über 2.500 
„Stolpersteine“. Meist werden diese Orte allerdings 

_ übersehen und übergangen. 

Denk- und Mahnmale verschwinden aus der öffentli- 
chen Wahrnehmung, wenn sie nicht immer wieder für 
verschiedenen Generationen oder Gesellschaftsgruppen 
„les- und verstehbar“‘ gemacht werden. Darüber hinaus 
sind die verschiedenen Aspekte und Verknüpfungen 
von Alltag, Verfolgung und Volksgemeinschaft in der 


FREE MUMIA Kundgebung in Berlin 


Letzten Samstag war der 56. Geburtstag 
des seit 1981 in den USA inhaftierten 
Journalisten Mumia Abu-Jamal. Er wur- 
de damals in einem manipulierten Verfah- 
ren zum Tode verurteilt. In mehreren 
Ländern fanden in der letzten Woche So- 
lidaritätsveranstaltungen statt. Auch in 
Berlin kamen 300, um Mumias Freiheit 
und die Abschaffung der Todesstrafe zu 
fordern. Eine Grußbotschaft des New 
Yorker Free Mumia Bündnisses wurde 
verlesen. Mehrere Infotische des Berliner 
Free Mumia Bündnisses, des Anarchist 
Black Cross (abc) und der Roten Hilfe 
versorgten die teilnehmenden mit Hinter- 
grundinfos. Viele schrieben direkt am In- 
fostand Postkarten an Mumia 
(http://mumia-hoerbuch.de/bundnis.htm 


#SchreibtMumia). Die vor kurzem er- 
schiene Solidaritäts-CD für Mumia wur- 
de vorgestellt  (http://mumia-hoer- 
buch.de/buecherfilme.htm#musik). 

Anwesende Presse machte Interviews 
mit Angehörigen vom Berliner Free Mu- 
mia Bündnis. Auch die beiden laufenden 
Petitionen für Mumia wurden verbreitet 
(http://mumia-hoerbuch.de/petitionen. 
htm). 

Mumia Abu-Jamal hat vor wenigen 
Wochen einen Redebeitrag zum 1. Mai 
geschrieben und aufgenommen. Dieser 
lief im Original mit seiner Stimme und 
anschließend übersetzt. Damit endete die 
Kundgebung. 

Bericht indymedia, http://www.mumia- 

hoerbuch.de I 
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Hamburger Gedenklandschaft kaum 
sichtbar. 

Anlässlich des 65. Jahrestages der Nie- 
derlage des Nationalsozialistischen 
Deutschlands am 8. Mai 2010 will das 
Projekt Fußnote* diese vielschichtigen 
Dimensionen vergegenwärtigen und im 
öffentlichen Raum sichtbar machen. Dies 
geschieht durch temporäre Fußnoten (sie- 
he Foto) an 33 Orten in Hamburg, die mit 
Nationalsozialismus im Alltag und Mili- 
tarisierung der Gesellschaft, Denunziati- 
on, Verfolgung und Zwangsarbeit sowie 
Kriegsgeschehen und Kriegsende in Zu- 
sammenhang stehen. 

Die markierten Orte führen die Verwo- 
benheit von politischer Machtausübung, 
staatlichem und individuellem Terror, 
aber auch von Handlungsspielräumen vor 
Augen. Durch die Konkretisierung histo- 
rischer Orte bildet das Projekt einen Ge- 
gensatz zu einem medialen Mainstream, 
der historische Ereignisse verwischt, die 
nationalsozialistischen Verbrechen unter 
die Ereignisse des Zweiten Weltkrieges 
subsumiert und die Geschichte des Natio- 
nalsozialismus durch das Narrativ einer 
Erfolgsgeschichte Deutschlands über- 
schreibt. In Anlehnung an das Projekt IN 
SITU. Zeitgeschichte findet Stadt: Linz 
im Nationalsozialismus, ist auch das Pro- 
jekt Fußnote* dabei dem „Prinzip der lei- 
sen Wirksamkeit“ verbunden. 

Unter den markierten Orten ist das 
Haus „Grüner Jäger“ am Neuen Pferde- 
markt, wo heute der gleichnamige Mu- 
sikclub seine Räume hat. Das Haus wur- 
de 1936 als Freizeitheim für die Hitlerju- 
gend gebaut. Solche Versammlungsorte 
der HJ gab es in vielen Hamburger Stadt- 
teilen. Am Großneumarkt wird an den 
Arbeiter Max Schlichting erinnert, der 
bei einer Unterhaltung auf dem dortigen 
Pissoir den „Endsieg“ anzweifelte und 
denunziert wurde. Der „Wehrkraftzerset- 
zung“ beschuldigt wurde er zum Tode 
verurteilt und am 23. März 1945, in den 
letzten Wochen des Krieges, exekutiert. 

Auf dem Rathausmarkt wird neben der 
kampflosen Übergabe der Stadt auch die 
Entnazifizierung thematisiert, bei der laut 
Bürgermeister Max Brauer in Hamburg 
„nicht nur ein, sondern zwei Augen zuge- 
drückt“ wurden. 

Das Projekt Fußnote* wurde durch 
eine Podiumsdiskussion zum Thema 
„Niederlage — Befreiung — Stunde Null. 
Erinnerung an eine Zäsur in Hamburg 
und der BRD” am 29.4.2010 in der Aula 
der Schule Altonaer Straße eingeleitet. 
Über verschiedene Aspekte der Erinne- 
rung an Nationalsozialismus, Krieg und 
Kriegsende in Hamburg und der Bundes- 
republik diskutierten die Politikwissen- 
schaftlerin Maike Zimmermann, der Poli- 
tikwissenschaftler Henning Obens, sowie 
die Historiker Prof. Dr. Axel Schildt, 
Prof. Dr. Frank Golczewski und Dr. Mal- 
te Thiessen. 

http://www.fussnotemai45.de/ 
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:aus der rechten presse 


Afghanistan - Junge Frei- 


heit für Rückzug 
Junge Freiheit Nr. 15/10 vom 


9. April 2010 
Chefredakteur Dieter Stein kommentiert 
die Situation der Bundeswehr in Afgha- 
nistan. „Unsere Soldaten müssen für 
zweifelhafte Ziele und eine nicht weniger 
zweifelhafte afghanische Regierung ihr 
Leben einsetzen ... Karzai nimmt aber 
damit nur wachsam die Stimmung in wei- 
ten Teil der afghanischen Bevölkerung 
auf, die die Isaf-Truppen einschließlich 
ihres Lebensstils als buchstäbliche 
Fremdkörper und für ein stolzes Land als 
demütigend empfinden ... Unsere Solda- 
ten stehen, schwach ausgerüstet und auf- 
grund realitätsferner juristischer und poli- 
tischer Vorgaben nur eingeschränkt hand- 
lungsfähig, als lebende Zielscheiben in 
einem aussichtslosen asymmetrisch ge- 
führten Partisanenkrieg ... Rückzug und 
Aufgabe ist im Fall des Afghanistan-Ein- 
satzes keine Schande. Es ist das Gebot 
politischer und militärischer Vernunft.“ 
Wenn die Ziele, die Stein nicht benennt, 
nicht „zweifelhaft“ und die Truppe gut 
„ausgerüstet‘ wäre, hätte das Blatt nichts 
gegen einen Verbleib der Bundeswehr in 
Afghanistan — vorausgesetzt, der Krieg 
wird gewonnen. Dass die Bundesrepublik 
einen Beitrag zu einer zivilen Konfliktlö- 
sung leisten könnte, erwägt er nicht — 
Krieg ist ein Mittel für das Blatt, wenn er 
nur „richtig“ geführt wird. 


Der angebliche türkische 
Imperialismus 


Junge Freiheit Nr. 15/10 vom 

9. April 2010 

Die Forderung des türkischen Minister- 
präsident Erdogan nach mehr türkischen 
Gymnasien in der Bundesrepublik ist für 
das Blatt der Anlass, mal wieder die tür- 
kische Gefahr zu prophezeien. Dazu wird 
die „demografische Landnahme“ erfun- 


den, die‘ angeblich stattfindet, weil die 
türkischstämmigen Einwanderer im 
Durchschnitt mehr Kinder haben als ein- 
geborene Familien. Dabei wird dann alles 
als imperiale Landnahme gewertet, was 
dem Blatt in den Kram passt: die doppel- 
te Staatsbürgerschaft, muttersprachlicher 
Unterricht, Moscheen, der angestrebte 
EU-Beitritt ... Es mündet in der Behaup- 
tung: „Die Machtfrage ist gestellt. Sie 
verlangt klare Antworten. Die können nur 
lauten: Integration heißt Assimilation. 
Türkische Schulen und Sondereinrich- 
tungen kann es deshalb nicht geben. Und 
ein EU-Beitritt der Türkei kommt nicht in 
Frage, weil er die Gemeinschaft sprengen 
würde.“ Je nach Anliegen will das Blatt 
die EU erhalten, in eine Sammlung von 
Nationalstaaten umwandeln, den Euro 
abschaffen. Wenn es gegen die Aufnahme 
der türkischsprachigen Minderheit in der 
Bundesrepublik geht, ist dem Blatt nahe- 
zu alles recht, diese zu verhindern. 


Wie sich die JF den Aufbau 
einer rechten Partei vor- 


stellt 
Junge Freiheit Nr. 16/10 vom 
16. April 2010 
Die gescheiterte Kandidatin für die Präsi- 
dentschaftskandidatur in den USA, Sarah 
Palin, versucht nun selbst, eine „Bürger- 
bewegung“ zu organisieren. Mit Tee-Par- 
ties tourt sie durchs Land und behauptet: 
„Jax enough already“ — Genug besteuert 
— und bemüht sich, einen Teil der nieder- 
gedrückten Anhänger der republikani- 
schen Partei wieder zu mobilisieren. Das 
Blatt hofft, die Kampagne könne ein Vor- 
bild für die Bundesrepublik sein: „Wer 
die anhaltende Erfolglosigkeit freiheitli- 
cher und konservativer Politikansätze auf 
der Rechten beklagt, sollte nicht nur über 
Umerziehung und linke Medienmonopo- 
le jammern, sondern auch einmal nach- 
prüfen, ob das Thema stimmt und ob ein 
Selbstverständnis als naturgegebenes An- 
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hängsel bestehender Parteien immer der 
Weisheit letzter Schluss ist. Amerikas 
Bibeltreue und Abtreibungsgegner haben 
sich von den Reagan- und Bush-Republi- 
kanern für ihre Wahlhilfe geduldig mit 
folgenlosen Phrasen und Sonntagsreden 
abspeisen lassen wie die deutschen Hei- 
matvertriebenen von CDU und CSU. Die 
Steuerzahlerrebellion der ‚Tea Party‘ da- 
gegen zwingt nervös gewordene US-Re- 
publikaner, auf ihren Zug aufzuspringen 
oder unterzugehen.“ Ob die Modernisie- 
rung von CDU und CSU auf diesem 
Wege rückgängig gemacht werden kann, 
ist zu bezweifeln. Vertriebenenverbände 
sterben naturgemäß langsam, aber sicher 
aus. uld 


NPD will wieder Pressefest 
veranstalten 


Die NPD kündigt auf ihrer Webseite an, 
dass in diesem Jahr wieder „Das Deut- 
sche Stimme Pressefest“ stattfinden sol- 
le. Zuletzt hatte es 2006 in Dresden statt- 
gefunden. Ab sofort könnten Anmeldun- 
gen für Infostände gemacht werden und 
Eintrittskarten vorbestellt werden, heißt 
es. Eine eigene Homepage dazu wurde 
eingerichtet. Als Termin wird der 7. Au- 
gust 2010 genannt, Ort: Sachsen. u.b. 


NPD-Landesparteitag in 
Bad Gandersheim 


Die NPD-Niedersachsen plant offenbar, 
ihren Landesparteitag am 9.5.2010 in 
Bad Gandersheim durchzuführen. Laut 
Gandersheimer Kreisblatt vom 30.4. 
2010 will die Neonazipartei am 9.5.2010 
im Stadttheater (ehemaliges Kurhaus) ih- 
ren niedersächsischen Landesparteitag 
durchführen und kündigte dafür den 
NPD-Bundesvorsitzenden Udo Voigt als 
Redner an. Informationen, die der A.L.l. 
vorliegen, sagen aus, dass die Räumlich- 
keiten von Matthias Behrens (stellvertre- 
tender NPD-Landesvorsitzender, Schne- 
verdingen), Adolf Dammann (NPD-Lan- 
desvorsitzender, Buxtehude) und Fried- 
rich Werner Graf von der Schulenburg 
(Beisitzer im Landesvorstand, Hameln) 
angemietet wurden. Veranstaltungsbe- 
ginn soll am 9.5.2010 um 9.00 Uhr sein. 
Die Antifaschistische Linke International 
A.L.. ruft alle antifaschistischen Kräfte 
dazu auf, sofort zu handeln und die 
NPD-Veranstaltung schon im Vorfeld un- 
möglich zu machen. An Betreiber von 
Veranstaltungsräumen in Niedersachsen 
appelliert die Sprecherin der Göttinger 
Antifagruppe, ihre Reservierungen für 
den 9. Mai 2010 zu überprüfen, um auch 
mögliche Ersatzveranstaltungen ins Lee- 
re laufen zu lassen. 
Aus PM Antifaschistische Linke 
International >A.L.l.<, mail 
ali@inventati.org i-net, 
www.inventati.org/ali MM 


